
How  To:  Einen  Schulstreik
gegen Rechts organisieren
von Brokkoli Bittner, Mai 2024

Millionen Menschen waren in den letzten Wochen & Monaten gegen Rechts
auf der Straße und in den Schulen diskutieren Schüler:innen, wie man die
AfD bekämpfen kann. Während immer noch viele davon überzeugt sind, dass
man gemeinsam mit den bürgerlichen Parteien den Rechtsruck aufhalten
kann,  sehen wir  darin keine Perspektive.  Die AfD hetzt,  aber die  Ampel
macht die passenden Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform
der Festung Europa haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt,
dass das Asylrecht in der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie
sie die AfD schon lange aufgeworfen hat. Wir schlagen für uns Jugendliche &
Schüler:innen eine andere Taktik vor: Gemeinsam mit euch wollen wir einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  Abschiebungen  und  AfD  organisieren.
Warum wir dieses Mittel zur Durchsetzung von Forderungen einsetzen und
wie man einen Streik organisiert, erfahrt ihr in diesem Artikel.

Warum überhaupt ein Streik?
Die  Schule  bestreiken  bedeutet,  den  Unterricht  zu  boykottieren  und
stattdessen gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein
Schulstreik  legt  zwar  nicht  wie  andere  Streiks  die  Produktion  oder  das
öffentliche Leben lahm, aber er ist ein Akt des politischen Massenprotests
und stört den „normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig,
denn dieser Alltag aus Diskriminierung, kaputtgespartem Schulsystem und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.
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Voraussetzung: Das Thema muss relevant für
Schüler:innen sein
Bevor wir die Menschen in unserem Umfeld zu gemeinsamen Aktionen &
Protesten  aufrufen  können,  müssen sie  die  Problematik  auf  dem Schirm
haben. Für alle, die rassistisch oder sexistisch diskriminiert werden, stellt
sich diese Frage meistens nicht, da ihr Alltag vom Rechtsruck durchzogen
ist: Schlechtere Noten als „deutsche“ Mitschüler:innen, Ansprachen mit den
falschen Pronomen & Namen,  Beleidigungen und die ständige Angst  vor
Abschiebungen.  Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine
dauerhafte Aufenthaltserlaubnis, sondern sind lediglich „geduldet“. Duldung
heißt  „vorübergehende  Aussetzung  der  Abschiebung“.  Und wer  soll  sich
eigentlich auf Mathe konzentrieren, wenn total unklar ist, ob die Duldung
nächste Woche noch verlängert wird? Aber spätestens seit der Correctiv-
Recherche über Geheimtreffen der AfD mit Rechtsextremen der Identitären
Bewegung, gehen Viele auf die Straße, um den Rechtsruck aufzuhalten, die
das Problem vorher nicht so deutlich gesehen haben oder geglaubt haben, sie
könnten nichts dagegen tun. Man kann also mit Recht sagen, dass Jetzt der
optimale Zeitpunkt ist, um gemeinsam Widerstand zu organisieren.

Schritt  1:  Mobilisierungen  und  Druck  auf
[‘solid],  JuSos  und  die
Gewerkschaften/jugenden
Während wir von Schule zu Schule gehen, plakatieren, flyern und unzählige
Diskussion führen, die Missstände immer wieder aufs Neue erklären, sollten
wir  aber  eins  nicht  vergessen:  Es  gibt  bereits  eine  große  Anzahl  an
Jugendlichen,  die  erkannt  haben,  dass sich etwas ändern muss und sich
daher  einer  Jugendorganisation  angeschlossen  haben,  welche  sich  diese
Veränderung auf die Fahnen schreibt. Allein [‘solid] und die JuSos haben
zusammen  knapp  100.000  Mitglieder.  Und  beide  Gruppen  haben  den
Anspruch formuliert, sich gegen den Rechtsruck zu stellen. Das Problem ist
nur,  die  Führungen  dieser  reformistischen  Organisationen  haben  kein
Interesse daran ihre Mitgliedschaft wirklich zu mobilisieren. Für sie geht es



an  erster  Stelle  nicht  selten  darum,  die  eigene  Karriere  in  der  Partei
voranzutreiben, um es sich selbst später einmal nett einzurichten, während
man hauptberuflich faule Kompromisse mit den Herrschenden aushandelt.
Ihr  Problem ist,  dass  sie  letztlich  immer die  Interessen ihrer  Mitglieder
verraten müssen, wenn sie nicht bereit sind, den Boden der herrschenden
Ordnung zu verlassen. Ähnlich ist es bei den Jugendgewerkschaften, deren
Jugendsekretäre häufig vom Apparat selbst eingesetzt und nur noch formal
per Wahl bestätigt werden. All das ändert aber nichts daran, dass ihre Basis
unter den gleichen Missständen leidet wie wir und diese auch sehen kann.
Wenn wir  es  also  schaffen,  durch  unsere  Mobilisierung,  und  z.B.  durch
öffentliche Aufrufe,  diese Basis in Bewegung zu bringen, so ist  auch die
Führung  zur  Handlung  gezwungen,  will  sie  nicht  ihr  noch  verbliebenes
bisschen Legitimität verspielen wollen. Dasselbe gilt bei der Ausweitung an
die Unis bzw. Berufsschulen ebenso für den SDS und in geringerem Maße
auch für die SDAJ (Jugendorganisation der DKP (Deutsche kommunistische
Partei, entgegen des Namen eher programmatisch reformistisch), die auch
mal ihre paar hundert Mitglieder auf die Straße bringen könnte. Genauso
wichtig ist Fridays For Future, da sie bereits an den Schulen verankert sind
und ihre Mitglieder diese als Räume für politische Kämpfe anerkennen. Auch
die Basis von FFF wird regelmäßig von Führungsfiguren wie Luisa Neubauer
verraten,  die  die  Ziele  und  Forderungen  der  Klimabewegung  radikal
ausverkauft. Dennoch müssen wir sie zur gemeinsamen Aktion auffordern,
denn nur so muss sich Neubauer vor den Augen ihrer Basis rechtfertigen,
warum sie letztlich nicht an einem antirassistischen Schulstreik teilnehmen
will. Es gilt also, offen auf diese Organisationen zuzugehen und sie von der
Notwendigkeit eines antirassistischen Schulstreiks zu überzeugen. Dabei ist
die Tatsache, dass die Aktion gemeinsam stattfindet jedoch wichtiger als dass
der Schulstreik genau die Form hat, wie wir sie uns vorstellen. Das muss
dann in Schritt 2 offen ausdiskutiert und demokratisch beschlossen werden.

Schritt 2: Eine Aktionskonferenz einberufen
Dieser  Schritt  dient  dann  dem  Zweck  offen  auszudiskutieren  und
demokratisch zu beschließen, wie der Schulstreik konkret aussehen kann,
was  seine  genauen  Forderungen  sein  sollen  und  wie  man  noch  mehr



Schüler:innen mobilisieren kann. Um diese Diskussion zu führen, muss also
eine Aktionskonferenz einberufen werden, auf der über den Aufruf und den
konkreten Streikplan sowie über verschiedene Aktionsformen an den Schulen
selbst  diskutiert  wird.  Zu dieser Aktionskonferenz müssen auch die noch
skeptischen Teile der Jugend eingeladen werden. Ziel muss es sein, auch mit
diesen Teilen zu diskutieren.

Revolutionär:innen haben dabei auch die Aufgabe, die Grenzen von allein auf
Schulen  und  Schülis  beschränkten  Aktionen  aufzuzeigen  und  auf  die
Notwendigkeit eines strategischen Bündnisses mit der Arbeiter:innenklasse
hinzuweisen. Beim Thema Rassismus muss klar gemacht werden, dass kein:e
Arbeiter:in ein Interesse an der ungleichen Bezahlung von Migrant:innen hat.
Es  muss  daher  eine  Debatte  mit  den  Gewerkschaften  über  eine
Streikbeteiligung  geben.  Dabei  darf  die  Jugend  ihre  Kritik  an  der
Gewerkschaft  nicht  verschweigen  und  muss  klar  für  die  Aufnahme  von
Flüchtlingen in die Gewerkschaft und für lokale Streikkomitees – nicht nur in
den Schulen, sondern auch – in den Betrieben eintreten. Außerdem muss klar
sein: Ein Kampf gegen Rassismus muss ein Kampf gegen die Herrschenden
sein,  denn  diese  sind  dafür  verantwortlich,  dass  Mitschüler:innen
abgeschoben werden, migrantische Arbeiter:innen schlechter bezahlt werden
und SchülerInnen ihre rassistischen Lehrer:innen nicht abwählen können.
Der  Kampf  gegen  Rassismus  kann  nur  erfolgreich  sein,  wenn  er  seine
materiellen Wurzeln in der kapitalistischen Produktionsweise bekämpft. Doch
so wichtig und richtig diese Punkte für Revolutionär:innen sind, machen wir
sie nicht zur ultimativen Bedingung für eine gemeinsame Aktion. Das wäre
letztlich  sektiererisch,  schließlich  können  wir  nicht  erwarten,  dass
Jugendliche,  die etwas gegen Rassismus machen wollen,  automatisch mit
einem  antikapitalistischen  Klassenbewusstsein  auf  die  Aktionskonferenz
kommen.  Vielmehr  müssen  wir  sie  durch  die  gemeinsame  Praxis  davon
überzeugen–

Schritt 3: Ab auf die Straße!
Wenn  wir  es  geschafft  haben,  uns  auf  der  Aktionskonferenz  über  die
Erfahrungen  an  unseren  Schulen  auszutauschen  und  gemeinsam



demokratisch über die Forderungen des Streiks abgestimmt haben, ist es
Zeit,  diesen  zu  organisieren.  Wir  müssen  also  all  unsere  Freund:innen,
Mitschüler:innen & Lehrer:innen dazu einladen, an diesem Tag nicht zur
Schule, sondern zur Demo oder Kundgebung zu gehen. Vor der Schule Flyer
verteilen, ist die optimale Gelegenheit, mit Leute ins Gespräch zu kommen,
die  man sonst  nicht  erreichen  würde.  Zusätzlich  hilft  es,  in  der  Schule
Plakate  für  den Streik  aufzuhängen und den Aufruf  über  alle  möglichen
Social  Media-Kanäle  und  Whatsapp-Gruppen  zu  verbreiten.  Gemeinsame
Vorbereitungstreffen, z.B. zum Schilder malen sind auch immer motivierend
und  eine  gute  Chance  zum  Vernetzen.  Durch  das  Einberufen  einer
schulrechtlich  verankerten  Vollversammlung  sorgt  man  dafür,  dass  das
Thema mehr Aufmerksamkeit bekommt, man mit allen Schülis gemeinsam
diskutieren kann und auch alle wirklich erreicht.

Dann bleibt nur noch das Wichtigste zu tun: Zusammen, zahlreich & laut auf
die Straße gehen! In Redebeiträgen müssen wir die aktuelle Situationen in
unseren Schulen ganz klar kritisieren, aber auch Geflüchteteninitiativen und
die beteilligten Organisationen ans Mikro holen. Auf Schildern & in Parolen
ist unser Protest so laut, dass selbst die letzte Schulleitung sie nicht länger
überhören kann. Und natürlich beschränkt sich unser Kampf nicht nur auf
diesen Tag: So lange, wie unsere Forderungen nicht erfüllt sind, gehen wir
auf  die  Straße  und  legen  den  Schulalltag  lahm-  in  unserer  Stadt  und
deutschlandweit. Für eine Zukunft, in der alle Schüler:innen ohne Angst vor
Abschiebung & Gewalt lernen können. Für eine sichere & gerechte Bildung,
gegen den Rechtsruck!

L i n k  z u r  J g A - T e l e g r a m - G r u p p e  a l s  Q R - C o d e  e i n f ü g e n :
https://t.me/jugendgegenabschiebung



Solidarität  mit  der  queeren
Hausbesetzung in Hannover! Für
die Enteignung von Wohnraum!
von Revolution Hannover  (geschrieben von Leni  Kronstadt,  Jail,  Peter  &
Charlie), Mai 2024

In Hannover wurde in der Nacht vom 17.5. zum 18.5. am Klagesmarkt ein
Haus besetzt. Zeitgleich zum CSD wurde die Besetzung bekannt gemacht.
Aktivist:innen hingen Transparente aus den Fenstern, es wurde Pyrotechnik
in  den  Farben  der  Trans*  Fahne  gezündet.  Von  Seiten  der  CSD-
Besucher:innen gab es großen Jubel, Applaus und zustimmende Rufe. Eine
Menschenmenge  bildete  sich  vor  dem Haus.  Es  gab  antisexistische  und
antiqueerfeindliche Parolen. Das besetzte Haus steht seit zehn Jahren leer
und dient den Besitzer:innen als Spekulationsobjekt. Bereits vor fünf Jahren
wurde es schon einmal besetzt, kurz nach der Besetzung allerdings geräumt.
Die Besetzer:innen zeigten sich kooperationsbreit, was die Besitzer:innen des
Hauses  nicht  davon abhielt,  Anzeige  zu  erstatten und eine  Räumung zu
fordern.  Nur  wenige  Stunden  nach  dem  Bekanntwerden  der  Besetzung
griffen Bullen die Kundgebung vor dem Haus mit Pfefferspray und Schlägen
an,  nahmen Menschen fest  und riegelten das  Haus ab.  Viele  Menschen,
Besetzer:innen sowie CSD-Teilnehmer:innen wurden verletzt. Die Polizei gab
später  auf  X  (ehemals  Twitter)  an,  sie  seien  vor  dem Haus  angegriffen
worden. Diese Behauptung konnte nicht durch Videos oder Fotos bestätigt
werden.  Gegen  Abend  wurde  das  Haus  dann  mit  Hilfe  der  Feuerwehr
geräumt,  da sich Aktivist:innen auf  dem Dach des  Gebäudes positioniert
hatten. Die Besetzer:innen erhielten einen Platzverweis.

Und das alles, obwohl auf jeden obdachlosen Menschen in Hannover gleich
mehrere leerstehende Wohnungen kommen und die Stadt Hannover sechs
Millionen Euro an Geldern für Jugend und Sozialarbeit streichen will. Die
Besetzung hätte eine Türöffnung für einen queeren Safer-Space darstellen
können, denn queere Menschen sind immer noch überdurchschnittlich oft
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von Obdachlosigkeit und Gewalt betroffen. Zudem mangelt es an allen Ecken
und Enden an Angeboten und Unterstützung für queere Jugendliche. Statt
Wohnraum zu schaffen und ernsthaft das Problem von Wohnungslosigkeit im
Kapitalismus anzugehen, werden Wohnungen als Spekulationsobjekt genutzt
und Mietpreise in die Höhe getrieben. Sobald dann das Elend, das durch
dieses inhumane Wirtschaften mit Grundbedürfnissen von Menschen sichtbar
wird, wird eine Verdrängungspolitik mit Bullenwachen und wie in Hannover
am Raschplatz mit  Freizeitangeboten,  die von Security rund um die Uhr
bewacht werden,  durchgesetzt.  Dass diese Verdrängungspolitik  allerdings
nicht zur Lösung des Problems führt, ist offensichtlich.

Wohnraum muss enteignet werden!
Wir  sind  solidarisch  mit  den  Hausbesetzer:innen,  da  besetzte  Häuser
sicherere und selbstverwaltete Räume ermöglichen können, auch wenn es
keine  komplett  sicheren  Räume  im  kapitalistischen  System geben  kann.
Besonders für diejenigen,  die unter den katastrophalen Bedingungen des
aktuellen Wohnungsmarktes kein bezahlbares Zuhause mehr finden, stellen
sie  aber  oft  eine  letzte  Rettung  dar.  Gleichzeitig  ist  es  jedoch  wichtig
aufzuzeigen,  dass Besetzungen allein das Problem der Wohnungslosigkeit
nicht lösen können. Es ist ein fester Teil des kapitalistischen Systems und
dient dazu, dieses zu stützen: Wer sich nicht genug ausbeuten lassen kann
oder  wi l l ,  landet  auf  der  Straße.  Um  dieses  grundlegende
Ausbeutungsverhältnis  aufzuheben,  müssen  wir  den  Kapitalismus
überwinden.  Da  dieser  auf  Eigentumsverhältnissen  beruht,  können
Besetzungen durchaus ein Werkzeug sein, da sie die Differenzen zwischen
den Interessen des Kapitals, das durch den Staat verteidigt wird mit Hilfe der
Polizei, und den Interessen der Arbeiter:innenklasse aufzeigen können. Eine
wirkliche Problemlösung für die Wohnungsnot stellen sie allein deswegen
schon nicht dar, da es meistens für Menschen, die nicht in der linken Szene
vernetzt sind, quasi unmöglich ist, die besetzten Räume zu nutzen. Eine reine
Besetzung sollte also nicht das einzige Ziel sein, sondern mit dem Fokus auf
der  Enteignung  durchgeführt  werden.  Es  braucht  die  Kontrolle  von
Mieter:innen über die Wohnungen, die Enteignung von Vermieter:innen und
Immobilienkonzernen und Wohnungsbau unter Arbeiter:innenkontrolle, um



das Problem ernsthaft zu lösen.

Queer-Unterdrückung & Kapitalismus
Gerade in Zeiten des Rechtsruckes ist es wichtig aufzuzeigen, dass das Ideal
der  bürgerlichen  Familie  im  Kapitalismus  der  Profitmaximierung  der
Kapitalist:innen dient. Es dient zur Unterdrückung der Frau, ermöglicht eine
für den Staat möglichst kostengünstige Reproduktionsarbeit und ist somit
behilflich dabei, Gewinn zu maximieren: Care-Arbeit ist Privatangelegenheit
und Frauen leisten diese unentlohnt und oftmals allein, während Männer
durch ihre Lohnarbeit die Familie finanziell versorgen sollen. Da von diesem
Gehalt allein kaum eine Familie überleben kann, leisten Frauen neben ihrer
Care-Arbeit  meist  noch zusätzliche Lohnarbeit.  Queere  Menschen passen
nicht  in  dieses  Weltbild,  da  sie  sich  eben  nicht  so  leicht  in  die
vorgeschriebenen  Rollen  quetschen  lassen,  was  dazu  führt,  dass  queere
Menschen angefeindet und als „anders“ angesehen werden. Im Kapitalismus
werden also einerseits queere Menschen unterdrückt und ihnen wird zum
Beispiel  durch  unnötige  Verbote  oder  unzureichende  Gesetze  das  Leben
schwer gemacht.  Zum anderen werden Pride-Fahnen und die CSDs auch
immer wieder für Marketing von Konzernen und auch Polizei und Armee
genutzt. So auch in Hannover.

Keine Pride mit der Polizei!
Gerade im Pridemonth gibt es unzählige Produkte mit Pridefahnen zu kaufen,
und  die  Polizei  hat  Infostände  und  eigene  Wagen  auf  den  CSD-
Demonstrationen. Obwohl sie es waren, die vor nicht einmal fünfzig Jahren
noch  prügelnd  durch  queere  Bars  randaliert  sind  und  queerfeindliche
Gesetze  durchgesetzt  haben,  was  überhaupt  erst  zur  Tradition  des
Christopher Street Days führte. Wie wir wissen: The first pride was a riot!
Auch heute prügeln die Cops immer noch auf Queers ein, wie es bei der
Kundgebung vor dem besetzten Haus auf  unzähligen Videos festgehalten
wurde. Die Bullen scheuen immer noch nicht davor zurück, queere Menschen
zusammenzuschlagen, die an friedlichen Veranstaltungen teilnehmen. Solche
Szenen sind keine „Einzelfälle“, sondern zeigen, welche Rolle die Polizei im



Kapitalismus spielt: Sie ist die institutionalisierte und monopolisierte Gewalt
des  Staates.  Das  bedeutet,  dass  sie  die  Politik  des  Staates  mit  Gewalt
durchsetzt. Im Kapitalismus steht dieser im Dienste der herrschenden Klasse
und  verteidigt  deren  Eigentum,  da  sie  durch  diesen  Profit  erzeugt.
Hausbesetzungen  stellen  diese  Eigentumsverhältnisse  des  Wohnraums
eindeutig  in  Frage  und  werden  damit  automatisch  von  der  Polizei
zerschlagen. Auch Queers stellen die Herrschaftsordnung des Kapitalismus
in Frage, wie weiter oben bereits erläutert. Die Polizei hat also auf dem CSD
nichts zu suchen. Sie führt die Interessen des bürgerlichen Staates aus und
ist kein Teil der Arbeiter:innenklasse.

Was können wir also aus diesen Erkenntnissen
schließen?
Unsere Befreiung wird uns nicht geschenkt werden, wir müssen sie selbst
erkämpfen. Vollständige queere Befreiung ist erst nach der Überwindung des
Kapitalismus  möglich,  da  dieser  Queerfeindlichkeit  braucht,  um  seine
Unterdrückungsmechanismen durchsetzen zu können. Trotzdem werfen wir
im Hier und Jetzt Forderungen auf, die unsere Situation verbessern können:

Polizei und Bundeswehr raus aus dem CSD und unseren Schulen!
Enteignung  aller  Immobilienkonzerne  und  Kontrolle  der
Arbeiter:innen über Wohnraum!
Für  unabhängige  Aufarbeitungsstellen  zur  Untersuchung  von
Polizeigewalt unter Kontrolle der Arbeiter:innenbewegung!
F ü r  d e m o k r a t i s c h  l e g i t i m i e r t e  u n d  k o n t r o l l i e r t e
Selbstverteidigungsstrukturen  der  Arbeiter:innen,  Jugendlichen,
Queers & Frauen, sowie allen Unterdrückten und Ausgebeuteten des
Kapitalismus!

Um erfolgreich  gegen unsere  Unterdrückung kämpfen zu  können,  ist  es
wichtig, dass wir uns organisieren. Wenn du Interesse hast, schreib uns eine
DM auf Instagram und komm zu unseren Ortsgruppentreffen!



IDAHOBIT: Schulter an Schulter
gegen  Queerfeindlichkeit  &
Rechtsruck!
Von Leonie Schmidt, Mai 2024

Heute ist der IDAHOBIT, der internationale Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- und
Transphobie. Seit 2005 wird dieser begangen, um an die Streichung von
Homosexualität aus dem Register der Krankheiten von der WHO 1990 zu
erinnern. Transgeschlechtlichkeit ist jedoch erst seit 2018 nicht mehr in der
ICD  zu  finden.  Diese  Umstände  zeigen  schon  einmal  gut  auf,  dass  die
gesellschaftliche  Akzeptanz  von  queeren  Personen  auch  heute  noch  auf
äußerst  wackligen  Säulen  steht.  Aufgrund  dessen,  dass  es  dem  BRD-
Imperialismus lange Zeit sehr gut ging, konnten einige Verbesserungen für
Queers erkämpft werden. Jedoch kommt es besonders in Zeiten von Krisen zu
einer Zunahme von Gewalttaten gegen Queers & Frauen, während Rechte
der  körperlichen  und  sexuellen  Selbstbestimmung  schnell  wieder
zurückgenommen werden können (ein Blick nach Polen, Ungarn und Italien
sowie die USA genügt).

Zusätzlich haben wir es weltweit mit einem massiven Rechtsruck zu tun.
Sowohl die bürgerlichen Parteien rücken nach rechts als auch rechte Player
gewinnen an Relevanz und Zustimmung. Das lässt sich in Hinblick auf die
Finanzkrise(n) erklären, welche seit 2007/08 die Welt, wie unsere Eltern und
Großeltern sie vorher kannten, aus ihren Fugen geraten lassen. Für viele
Personen aus den unteren Klassen steht die Existenz auf dem Spiel, diese
Sorgen führen dazu, dass rechte Ideen an Boden gewinnen, weil sie eine
vermeintliche Lösung präsentieren.
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Zunahme  der  Gewalt  gegen  Queers  in
Deutschland
Im Sommer 2023 häuften sich die Meldungen über Angriffe auf CSDs und
das bei weiten nicht nur in eher rechten, konservativ-ländlichen Regionen. Im
Jahr 2022 kam es sogar zu einem Mordfall auf einem CSD in Münster: Malte
C.,  ein 20-jähriger trans Mann,  wurde brutal  erschlagen,  weil  er  andere
queere Personen vor einem Angreifer schützen wollte. Auch amtliche Zahlen
bestätigen,  was  uns  als  queeren  Personen  schon  lange  klar  ist:  jährlich
nehmen die angezeigten Hassverbrechen gegen queere Personen zu. Das ist
seit der ersten Erfassung im Jahr 2001 erkennbar. Einen besonders starken
Sprung gab es im Jahr 2018 auf 2019, wo sich die erfassten Übergriffe um
60% erhöhten, im Bereich der Gewalttaten sogar um 70 % (LVSD 2023). Im
Jahr  2022  fiel  die  Steigerung  um  ca.  15%  im  Vergleich  zu  2021  aus.
Selbstverständlich  müssen  wir  davon  ausgehen,  dass  hier  nicht  jeder
Übergriff verzeichnet ist. Denn nach wie vor gibt es eine hohe Dunkelziffer,
viele haben (zurecht) kein Vertrauen in die Polizei und dass diese wirklich
queere Menschen schützen würde. Schließlich kommt es auch immer wieder
dazu, dass Polizist:innen während sie Repressionen gegen Linke verüben,
queer- und insbesondere transfeindliche Beleidigungen rausholen, um uns
einzuschüchtern.

Selbstbestimmungsgesetz  –  Ende  gut  alles
gut?
Auf den bürgerlichen Staat ist also kein Verlass,  das zeigt uns auch das
brandneue  Selbstbestimmungsgesetz.  Sicherlich  ist  es  im  Vergleich  zum
veralteten TSG an manchen Stellen fortschrittlicher, doch dem Druck von
transfeindlichen Akteur:innen wie den medienaffinen TERFs ist die Ampel
dennoch gewichen, als sie beispielsweise die Hausrechtklausel mit eingefügt
haben. Trans Personen dürfen also nun aufgrund ihrer trans Identität aus
Einrichtungen verwiesen werden, eine Klausel, die nicht nur als Hintertür für
Queerfeindlichkeit zu verstehen ist,  sondern Trans-Feind:innen ganz neue
Möglichkeiten eröffnet. Auch dass die anerkannte trans Geschlechtsidentität
bezüglich der Wehrpflicht im Verteidigungsfall nicht mehr zählt, ist äußerst



fragwürdig und zeigt auf, dass sich die BRD mit Diversity schmücken mag,
die imperialistischen Staatinteressen wiegen aber mehr. Des Weiteren soll es
auch  Listen  von  trans  Personen  bei  den  Behörden  geben  –  ein
Sicherheitsrisiko sondergleichen, wenn das in die falschen Hände gerät. In
Anbetracht der rechten Strukturen in Polizei und Bundeswehr ist diese Sorge
also auch nicht weit hergeholt.

AfD und die Queerfeindlichkeit
Die AfD, welche nach wie vor gute Chancen in der EU-Wahl hat – laut einer
aktuellen Umfrage liegt die Prognose bei 15,6% (DAWUM 2024) – ist definitiv
auch eine Partei, die gerne gegen queere Menschen hetzt. So sprach sich
Andreas  Gehlmann,  ein  Landtagsabgeordneter  der  AfD  dafür  aus,
homosexuelle  Menschen  auch  in  Deutschland  ins  Gefängnis  zu  stecken
(Süddeutsche 2016). Thomas Ehrhorn, ebenfalls AfD Politiker, bezeichnete
Homosexualität  als  Geisteskrankheit,  die  zum  Volkstod  führe,  da  eine
Gesellschaft sich so nicht fortpflanzen könne (Focus 2018). Auch wenn die
AfD  eine  Partei  mit  Flügelkämpfen  ist  und  sie  nicht  geschlossen  hinter
solchen Aussagen stehen, deuten diese Zitate schon auf die Position der AfD
hin: sie möchte mit allen Mitteln die konservative Familie aus Mann, Frau
und Kind(ern) erhalten. Dabei setzen sie sich gegen die Ehe für Alle ein,
wollen Regenbogenfamilien nicht als gleichwertig anerkennen und möchten
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz abschaffen,  was Diskriminierung
aufgrund  von  Geschlecht,  Sexualität,  Herkunft  und  Religion
entkriminalisieren  würde.  Außerdem möchten  sie  sexuelle  Aufklärung  in
Bildungsreinrichtungen  massiv  einschränken,  dies  würde  Kinder  nur
verwirren und manipulieren und dazu führen, dass sie sich selbst für queer
halten. Eine lächerliche Argumentation in Anbetracht der Tatsache, wie viel
Fokus nach wie auf Hetero-Beziehungen im Aufklärungsunterricht liegt!

Spaltung und Klassenkampf von oben
Die AfD ist aber nicht die einzige Partei, die Hetze gegen Queers nutzt, um
sich selbst Relevanz zu verschaffen. Auch die CDU/CSU fabuliert von einer
queeren Bedrohung und behauptet, Drag Queens seien pauschal eine Gefahr



für Kinder. Zusätzlich haben sie sich kürzlich entschlossen, das Genderverbot
in bayerischen Schulen,  Unis und Behörden durchzusetzen.  Auch gibt  es
Berichte von queeren Schul-AGs in Bayern, die aufgrund eines nicht näher
begründeten Verbots der Schulleitung nicht mehr aktiv sein dürfen (Queer.de
2024). Im Allgemeinen fühlen sich viele junge Queers in Bayern unwohl, 94%
erlebten  bereits  Diskriminierung  (Queer.de  2023).  Das  dortige  Klima  ist
direkt  inspiriert  vom  US-amerikanischen  Kulturkampf  gegen  queere
Menschen. So trafen sich CSU-Politiker mit dem queerfeindlichen Senator
Ron DeSantis. Aber warum? Die CSU hat in Bayern eine spürbare rechte
Konkurrenz: die Freien Wähler unter Hubert Aiwanger, welche trotz (oder
gerade  wegen)  seiner  antisemitischen  Flugblattkampagne  an  Zulauf
gewonnen haben. Deswegen muss sie sich auch hier rechter positionieren,
um ihre Wähler:innen nicht zu verlieren.

Dennoch  ist  die  Union  aber  keine  rechtspopulistische  Partei,  sondern
weiterhin eine rechte, konservative Partei, die auf Biegen und Brechen hin
versucht, ihre Wähler:innen nicht an die AfD, und in Bayern an die Freien
Wähler,  zu  verlieren und gleichzeitig  die  sozialen Angriffe  im Sinne der
herrschenden Klasse zu verschleiern versucht. Dafür nutzt sie auch immer
mehr  rechtspopulistische  Rhetorik  und  in  diesem  Fall  queerfeindliche
Rhetorik.  

Die Ablehnung queerer Personen oder Ablehnung queerer Rechte kann sich,
neben dem grundlegenden Problems des Rechtsrucks, auch in Teilen mit
einer massiven Unzufriedenheit mit der Ampel erklären lassen. Die Ampel,
und insbesondere die Grünen, werden von ihren konservativen Gegner:innen
vor allem für ihre „woke Ideologie“ angegriffen. Dadurch verbinden viele die
Angriffe auf ihre soziale Lage mit dem Kampf für mehr Rechte für queere
Personen. Das ist  natürlich völliger Quatsch, die Grünen schmücken sich
vielleicht mit Regenbogen-Farben, doch echte Befreiung werden auch sie
nicht  erkämpfen  können  (und  versuchen  es  auch  gar  nicht).  Dennoch
funktioniert  so  der  Klassenkampf  von  Oben  wie  er  im Buche  steht:  die
Kapitalfraktion die hinter den Grünen steht, verliert an Relevanz, zusätzlich
wird die Arbeiter:innenklasse gespalten und macht für ihre missliche Lage
nicht  die  Bourgeoisie  und  deren  Interessen  zuständig,  sondern  queere



Personen und ihren Kampf für Akzeptanz und Gleichberechtigung.

Klassengesellschaft und Queer-Unterdrückung
Für uns als Kommunist:innen ist die Grundlage der Unterdrückung queerer
Personen  k lar .  D iese  ents teht  in  Zusammenhang  mi t  der
Frauenunterdrückung,  welche  auf  das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie
gestützt ist. Das Ideal der bürgerlichen Familie stellt eine wichtige Instanz
im Kapitalismus dar, da durch es die Reproduktionsarbeiten in der Familie
der  Arbeiter:innenklasse  vornehmlich  auf  Frauen  unvergütet  ausgelagert
werden kann. Kurz und knapp heißt das: Frauen putzen, kochen, erziehen
Kinder und haben ein offenes Ohr, damit die ganze Familie am nächsten Tag
wieder  werktätig  sein  kann.  Das  wird  auch  als  Reproduktion  der  Ware
Arbeitskraft bezeichnet. Der Umstand, dass Frauen dafür zuständig sind, ist
toll für die Kapitalist:innen, denn so können sie mehr Profite machen, da
diese Arbeit nicht bezahlt oder überhaupt erstmal gesehen wird. Natürlich
machen auch Männer in den letzten Jahren mehr im Haushalt  –  Studien
beweisen jedoch, dass die Hauptlast immer noch bei Frauen liegt. In einer
Studie kam heraus, dass 72% der Frauen in Deutschland täglich Hausarbeit
verrichten, während es nur 29% der Männer sind (Destatis 2019). Das ist
jedoch kein  selbstgewähltes  Leid,  sondern etwas,  was uns von klein  auf
durch Rollenbilder und Erwartungen aufgezwungen wird.  In genau diese
Rollenbilder passen aber queere Personen nicht rein, auch wenn es immer
wieder versucht wird, z.B. wenn ein lesbisches Paar gefragt wird, wer denn
der Mann in der Beziehung sei. Durch ihre bloße Existenz scheint es der
herrschenden  Klasse,  dass  queere  Personen  der  Gesellschaftsordnung
gefährlich werden könnten, besonders in Zeiten von Krisen. Demnach sind so
auch die Rollbacks und die Zunahme von Gewalt an Queers & Frauen zu
erklären: die herrschende Klasse muss das Ideal der bürgerlichen Familie
beschützen, um ihre eigene Existenz und den Kapitalismus zu schützen. Der
bereits erwähnte Punkt der Spaltung der Unterdrückten und Ausgebeuteten
stellt einen praktischen Nebeneffekt dar.

Zusätzlich sind wir als queere Jugendliche durch unsere Abhängigkeit vom
Elternhaus  auch  unterdrückt,  da  unsere  Eltern  einerseits  auf  einer



juristischen Ebene Entscheidungen über uns treffen können, z.B. ob sie uns
geschlechtsangleichende Behandlungen erlauben,  aber natürlich auch auf
einer erzieherischen Ebene, z.B. ob sie uns den Kontakt zu anderen queeren
Personen  erlauben,  wobei  es  dann  möglich  ist,  durch  die  finanzielle
Abhängigkeit von uns gegenüber unseren Eltern Druck auf uns auszuüben.

Was tun?
Kurz und knapp: Kapitalismus abschaffen! Die bürgerliche Familie existierte
nicht  immer,  Frauenunterdrückung  auch  nicht.  In  der  sogenannten
Urgesellschaft  gab  es  keine  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung,  somit
auch keine Rollenverteilung, die auf dem Geschlecht basierte. Es gab aber
auch  keine  Klassen  und  keinen  privaten  Besitz  an  Produktionsmitteln.
Stattdessen  gab  es  ein  Kollektiv,  was  die  Aufgaben  nach  Fähigkeiten
untereinander aufgeteilt hat.

Daraus können wir ziehen, dass wir nur in einer klassenlosen und befreiten
Gesellschaft  als  Queers  frei  von  Unterdrückung  und  Ausbeutung  leben
können. Das ist aber nichts, was automatisch passiert. Immerhin haben uns
über viele Generationen hinweg die Rollenvorstellungen geformt. In einem
sozialistischen System haben wir aber zumindest die materiellen Grundlagen,
die für Frauen – und Queerbefreiung zuständig sind,  aufgehoben. Keiner
Einzelperson gehört mehr der Betrieb, niemand wird mehr ausgebeutet, und
Frauen  müssen  nicht  mehr  dem  Großteil  der  Reproduktionsarbeit
nachgehen. Damit wir die Prägung unseres Bewusstseins hinter uns lassen
können, müssen wir uns aber auch aktiv für Aufklärung einsetzen. Ebenfalls
ist  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  ein  relevanter  Punkt,  um  die
individuelle Last für jede:n von uns minimieren zu können. Das heißt also
nicht, dass wir den Leuten verbieten wollen, in monogamen Hetero Familien
zu  leben,  aber  wenn  die  gesellschaftlichen  Strukturen  nicht  mehr
vornehmlich darauf  ausgerichtet  sind,  wird  sich das  für  viele  von selbst
erledigen.

Wie kommen wir aber überhaupt zum Sozialismus? Dafür müssen wir im hier
und jetzt ansetzen und eine Massenbewegung aus Arbeiter:innen, Frauen,
Queers und Jugendlichen aufbauen. Diese muss international koordiniert sein



und sich ein gemeinsames Programm geben, für das gekämpft werden soll.
Das heißt, wir müssen uns auch die Probleme anschauen, die jetzt existieren
und  darauf  konkrete  Antworten  finden,  um  die  Unterdrückten  und
Ausgebeuteten  davon  zu  überzeugen,  dass  der  Kapitalismus  sie  nicht
befreien  wird  und  stattdessen  nur  eine  klassenlose  Gesellschaft  dies
gewährleisten  kann.  Gegen  die  Diskriminerung  von  queeren  Personen
können  wir  Anti-Diskriminierungsstellen  und  Selbstverteidigungskomitees
aufbauen  und  uns  für  selbstverwalteten  Aufklärungsunterricht  einsetzen.
Wollen wir gegen den Rechtsruck ankommen, müssen wir uns auch um die
wirtschaftliche  Lage  von  Arbeiter:innen,  Jugendlichen  und  dem niederen
Kleinbürger:innentum kümmern, indem wir für ein Mindesteinkommen für
Schüler:innen und Studierende sowie eine Erhöhung von Mindestlöhnen mit
Hilfe einer gleitenden Lohnskala angepasst an die Inflation eintreten. Für die
Koordinierung dieser Kämpfe brauchen wir auch eine neue revolutionäre
Partei, die diese anführt, genau wie eine neue Jugendinternationale, um auch
der Jugendunterdrückung einen eigenen Fokus geben zu können.

Klar ist, die Befreiung wird uns niemand schenken, wir müssen selbst aktiv
werden! Wenn du genau das willst,  schließ dich unserem Kampf für die
Befreiung von Queers und allen anderen Ausgebeuteten und Unterdrückten
an! Melde dich einfach bei uns und wir klären alles weitere persönlich ab.
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Eurovision Song Contest 2024 –
United by Genocide?
von Leonie Schmidt, Mai 2024, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1254 der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Gestern Abend fand in Malmö das Finale des 68. Eurovision Song Contest
unter dem Motto „United by Music“ statt.  Überschattet war es, völlig zu
Recht,  von  verschiedenen  Protesten  gegen  die  Teilnahme  Israels  und
Boykottaufrufen.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  das  Schauen  des  ESCs
besonders  bei  einem  jüngeren  und  queeren  Publikum  zu  einem  festen
kulturellen Bestandteil gemausert. Jährlich schalten für das Finale um die
162  Mio.  Menschen  weltweit  ein.  In  diesem  Artikel  wollen  wir  die
verschiedenen Aktionen, Vorfälle und Proteste näher beleuchten und auch
auf die kulturelle Bedeutung des ESC eingehen.

Der ESC ist nicht unpolitisch!
Die erste Frage, die sich stellt, ist für viele sicher erst einmal, warum Israel
überhaupt beim ESC teilnehmen darf. Immerhin liegt es nicht in Europa und
begeht gerade einen Genozid in Gaza. Das lässt sich damit erklären, dass es
Teil der Europäische Rundfunkunion (EBU) ist. Tatsächlich sind nicht nur
europäische Staaten und ihre Sender vertreten, jedoch ist Israel historisch
gesehen das erste Land, was außerhalb der EU liegt und beim ESC antrat.
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Allerdings  könnte  man  ja  meinen,  dass  die  EBU  Kriegsverbrechen
sanktioniert,  immerhin  wurde  Russland  nach  dem  Angriffskrieg  auf  die
Ukraine auch ausgeschlossen. Doch diese Doppelmoral erklärt die EBU mit
dem Verhältnis des russischen und israelischen Senders zu ihrer jeweiligen
Regierung. Beim israelischen Sender KAN bestünden keine Verletzungen der
Werte  des  öffentlich-rechtlichen  Rundfunks.  Seltsam  in  Anbetracht  der
Tatsache, dass auf X (vormals Twitter) Videos kursieren, auf denen zu sehen
ist, wie der Sender KAN seinen Namen auf Panzergranaten schreiben lässt,
die dann nach Gaza geschickt werden. So scheint es sich ja doch um eine
kriegstreiberische Rundfunkanstalt zu handeln.

Vor  allem  aber  möchte  sich  die  EBU  darauf  ausruhen,  dass  der  ESC
unpolitisch  sei.  Das  gelte  selbstverständlich  auch  für  die  israelische
Kandidatin Eden Golan, die ihren ESC-Song „October Rain“ in „Hurricane“
abändern  musste.  Doch  beugen  wollte  sich  Israel  anfangs  nicht  direkt,
ursprünglich wollte es die Teilnahme absagen, wenn das Lied abgeändert
werden  müsste.  Letztendlich  trat  Golan  doch  an,  zu  symbolisch  sei  der
Auftritt beim ESC. Doch davon sollte man sich nicht täuschen lassen: Es
handelt sich immer noch um dasselbe Lied, welches inspiriert ist von den
Folgen des Angriffs  der Hamas für die Israelis  im Oktober 2023 und in
diesem Kontext  auch  als  Propaganda  für  den  Krieg  in  Gaza  gegen  die
Palästinenser:innen verstanden werden muss. Interessanterweise gibt es im
Allgemeinen gerade in Israel eine Welle an Propagandasongs von jungen
Künstler:innen, vornehmlich aus dem Bereich Hip-Hop, die den Krieg in Gaza
und auch den Genozid glorifizieren und so IDF-Soldat:innen und die gesamte
Bevölkerung bei der Fahnenstange halten sollen. Ein Beispiel ist der Song
„Harbu Darbu“ von Ness und Stilla, die Zeilen wie „Wait for it to rain on you,
whores. Every bad person comes for his punishment in the end“ (Deutsch:
„Wartet, bis es auf euch regnet, Huren. Jeder schlechte Mensch kommt am
Ende für seine Strafe auf“) beinhalten. Das Lied von Eden Golan ist zwar
sicher nicht derart vulgär und gewaltverherrlichend, doch es muss dennoch
als Inszenierung der Opferrolle des israelischen Staats verstanden werden.
Schließlich ist es ein sehr emotionales Lied, was den Anschein erweckt, dass
nicht gerade 35 Tausend Palästinenser:innen in Gaza durch die Hand des
israelischen  Militärs  ermordet  worden  wären,  zumal  Eden  Golan  bereits



angekündigt hat, nach ihrem ESC-Auftritt der IDF beizutreten.

Der diesjährige ESC wurde im Übrigen auch von einer israelischen Firma
massiv gesponsert: Moroccanoil. Die Haarpflegeprodukte, die sie produziert,
werden auch teilweise in besetzten palästinensischen Gebieten hergestellt.
Sie profitiert also direkt von der Apartheid, und indem sie Teil des ESCs ist,
erhält sie mehr Reichweite, Kredibilität und kann so noch mehr Produkte
verkaufen.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass Israel die Teilnahme beim ESC nutzt,
um sich und seine Apartheid gegenüber Palästina in ein besseres Licht zu
rücken. 2019 konnte es sich bereits als unfassbar queerfreundliches Land
inszenieren, was, wie wir in diesem Artikel näher ausgeführt haben, nicht der
Realität entspricht. Auch der US-amerikanische Sender CNN bestätigt die
Softpower,  die  durch  die  Teilnahme  am  ESC  aufgebaut  werden  kann,
besonders  für  Länder,  die  Menschenrechtsverletzungen  begehen.  Der
israelische  Staatspräsident  Jitzchak  Herzog  unterstreicht  ebenso  die
Beweggründe,  die hinter der Teilnahme stecken,  wie die Times of  Israel
berichtete: Eine Teilnahme Israels an dem Wettbewerb sei wichtig für das
Land und  auch  ein  Statement.  Es  gebe  Juden-/Jüdinnenhasser:innen,  die
versuchten, Israel von jeder Bühne zu vertreiben. Selbstverständlich geht es
hier nicht wirklich um Antisemitismus, aber mit dieser Behauptung kann sich
Israel eben wieder besser als Staat inszenieren, der ein Recht darauf hat,
sich  gegen  Angriffe  zur  Wehr  zu  setzen,  um  seine  proimperialistischen
Absichten zu verschleiern. Den Beweis für diese These lieferte Israel gleich
selbst: Während Eden Golan schmerzerfüllt in Malmö ihre Ballade trällerte,
bombardierte die IDF den Gazastreifen, schoss auf einen Krankenwagen, der
gerade verletzte Palästinenser:innen transportierte.

Der  ESC ist  also  alles  andere  als  unpolitisch.  Auch wenn man sich  das
Abstimmungsverhalten  der  Vergangenheit  anschaut,  offenbart  sich,  dass
„politische  Spannungen“  keinen  unwichtigen  Einfluss  haben  und  selten
Punkte an Länder gehen, mit denen das jeweilige Land aus politischen oder
kulturellen  Gründen  im  Zwist  bzw.  in  Konkurrenz  steht.  Beispielsweise
erhielt  Großbritannien  2021  0  Punkte  sowohl  von  der  Jury  als  auch
Zuschauer:innen  als  Reaktion  auf  den  Brexit.   Auch  hinsichtlich  des
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europäischen  Imperialismus  stellt  es  keinen  unwichtigen  Aspekt  dar.
Immerhin wurde der ESC 1956 gegründet, um die Einheit der teilnehmenden
Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu fördern. Dahinter steht auch die Idee
eines  vereinten  Europas  als  Wertegemeinschaft,  welches  dieselben
(imperialistischen) Interessen vertritt. Genau genommen sind das natürlich
die  der  imperialistischen  Kernzentren  Deutschland  und Frankreich,  auch
wenn ihre Macht innerhalb der EU und des imperialistischen Weltsystems am
Bröckeln  ist.  In  dem  Fall  des  diesjährigen  ESC  sollte  daher  ganz  klar
unterstrichen  werden,  dass  der  europäische  Imperialismus  hinter  Israel
steht. Selbstverständlich fördert der ESC auch nationalistische Gefühle durch
die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Länder  und  Identifikation  mit  der
„eigenen“ künstlerischen Vertretung. In den letzten Jahren wurde das von
einem  queeren  Publikum  vermehrt  aufgebrochen:  Dadurch,  dass  offen
queere Personen antreten und die Show seit jeher extravagant ist, empfinden
viele auch abseits von nationalistischen Gefühlen Spaß an der Show.

Kein Sieg für Israel
Gewonnen hat Nemo, Vertretung der Schweiz, mit einem Lied über their
Nichtbinarität.  Dabei  waren die  Jurypunkte  entscheidend.  Zusätzlich  tritt
Nemo auch offen für einen Waffenstillstand in Gaza ein. Bei der Übergabe
der Auszeichnung sprach sich they unkonkret für Frieden aus.

Israel  hat  trotz  des  Versuchs,  viele  Leute  zu  motivieren,  für  Golan  zu
stimmen, nicht gewonnen. Immerhin. Der 5. Platz jedoch wurde ihr sicher.
Interessanterweise  waren  die  Jurypunkte  dabei  nicht  entscheidend,  auch
wenn  sich  Deutschland  und  Israel  gegenseitig  damit  beschenkten.
Stattdessen  waren  es  die  Televotes  der  Zuschauenden,  die  alle
zusammengerechnet  werden.  Israel  erhielt  hier  328 Stimmen,  12 Punkte
kamen  unter  anderem  aus  Deutschland.  Wären  also  nur  diese
ausschlaggebend,  hätte  Israel  tatsächlich  gewonnen.  Im  Kontext  der
Boykottaufrufe ist  es zwar nicht allzu verwunderlich,  immerhin haben so
Zionist:innen mehr Macht gehabt, wenn Fans, die für Palästina sind, gar
nicht erst abstimmen. An diesem Ergebnis zeigt sich aber auch, wie gut die
Propagandamasche und die Opferrolle ankommen. Aber es hätte eigentlich



gar nicht so weit kommen dürfen, dass der Apartheidstaat Israel solch einen
Auftritt hinlegen darf, um die Sympathien des TV-Publikums zu erheischen.

Gegenstimmen von Künstler:innen
Vor dem diesjährigen ESC hatten sich 2.000 Künstler:innen aus Schweden,
Finnland und Island gegen eine Teilnahme Israels ausgesprochen. Auch hat
die schwedische Gewinnerin des ESC 2023 Loreen verkündet, dass sie nicht
Eden Golan den Preis überreichen würde, hätte diese gewonnen. Statt die
vermeintliche politische Neutralität des ESC hinzunehmen, haben außerdem
einige  Künstler:innen,  die  am  ESC  teilnehmen  (sollten),  sich  gegen  die
unkommentierte  Teilnahme  Israels  ausgesprochen.  Während  einer
Pressekonferenz zeigten sich Bambi Thug, Irlands Kandidat:in, Joost Klein,
niederländischer  Kandidat  und  Marina  Satti,  Griechenlands  Vertreterin
wenig begeistert von Eden Golans Statements gegenüber der Presse. Des
Weiteren  unterzeichneten  einige  von  ihnen  einen  offenen  Brief,  der  für
Frieden, einen Waffenstillstand und die Freilassung aller Geiseln plädiert und
Israel  als  Apartheidstaat  bezeichnet.  Nemo,  Sieger:in  des  ESC  für  die
Schweiz,  unterschrieb  diesen  ebenfalls.  Auch  der  vormalige  schwedisch-
palästinensische ESC-Gewinner von 2011, Eric Saade, setzte ein Statement,
indem er bei der Eröffnung des Halbfinales eine Kufiya um sein Handgelenk
geschlungen trug. Auf Instagram teilte er mit, dass die EBU seinen Auftritt
nicht  geteilt  hatte,  er  aber  keinesfalls  schweigen  wolle,  wenn  Kinder
abgeschlachtet  werden,  unabhängig  davon,  wer  die  Täter:innen  seien.
Politische  Statements  und  Palästinafahnen  wurden  von  Seiten  der  EBU
untersagt,  das  Tragen  der  Kufiya  kann  dabei  allerdings  als  Grauzone
interpretiert  werden.  Auch  Bambi  Thug  trug  sie  während  eines
Presseinterviews,  they  durfte  aber  nicht  mit  Körperbemalung  in
mittelalterlicher-keltischer Schrift auftreten, die Freiheit für Palästina und
Waffenruhe  fordert.  Die  portugiesische  Vertreterin  Iolanda  zeigte  ihre
Palästinanägel  in  Kufiyamuster  beim  Finale,  bisher  ohne  weitere
Konsequenzen, außer, dass ihre Performance nicht auf Youtube hochgeladen
wurde  wie  alle  anderen  Songs,  sondern  stattdessen  ihr  Auftritt  vom
Halbfinale. Auch die italienische Vertreterin Angelina Mango setzte laut X ein
Zeichen, indem sie bei der Flaggenparade absichtlich die italienische Flagge



so mit ihrem Kleid kombinierte, dass es wie eine Palästinafahne aussah.

Konsequenzen scheint  es  aktuell  für  Joost  Klein zu geben.  Dieser wurde
ausgeschlossen,  wenig  ist  jedoch  bisher  bekannt.  Nachdem  er  von  der
israelischen  Delegation  massiv  bedrängt  wurde,  die  seine  toten  Eltern,
wegen welchen er überhaupt erst  am ESC teilnehmen wollte,  verhöhnte,
wurde nun spekuliert, dass er deswegen verbal ausfällig geworden sei. Es
wurden  polizeiliche  Ermittlungen  eingeleitet  und  der  niederländische
Broadcaster des Eurovision Song Contest, AVROTROS, schildert den Vorfall
wie folgt: Nach seinem Auftritt habe Joost mehrfach zu verstehen gegeben,
dass er nicht gefilmt werden möchte. Dem wurde von nicht nachgegangen,
trotz Wiederholung von Joosts Bitte. Daraufhin habe er sich in bedrohlicher
Gestik auf die Kamera einer schwedischen Kamerafrau zubewegt, mehr sei
jedoch nicht passiert. AVROTROS weigerte sich danach, die niederländischen
Punkte zu übermitteln, und bezeichnet den Ausschluss von Joost Klein als
völlig überzogen.

Es drängt sich jedenfalls das Gefühl auf, dass hier mit allen Mitteln versucht
wird,  die  Künstler:innen,  die  sich  kritisch  zur  Teilnahme Israels  äußern,
unter Druck zu setzen und ihnen notfalls die Plattform zu entziehen. Und das,
während es der israelischen Delegation erlaubt bleibt, in sozialen Medien zu
teilen, dass in ihrer Nähe kein/e Antisemit:in atmen dürfen solle, und Bambi
Thugs  Nichtbinarität  durch  den  Kommentator  des  israelischen
Übertragungssenders im Halbfinale  durch den Dreck zu ziehen (seltsam,
Israel ist wohl doch nicht so queerfreundlich?). Letzteres wird übrigens von
der EBU mittlerweile  als  Regelverstoß gewertet.  Er  ist  scheinbar jedoch
nicht gravierend genug für eine Disqualifikation. Es häufen sich außerdem
auch Berichte von kritischen Journalist:innen und anderen Teilnehmenden,
die aussagen, dass sie von der israelischen Delegation ungefragt gefilmt,
beleidigt und bedroht wurden.

Manipulation beim ESC?
Einen weiteren wichtigen Punkt stellen die Vorwürfe gegen verschiedene
Aspekte des Wettbewerbs dar. Auf X (vormals Twitter) wurde geteilt,  die
EBU habe die Buhrufe des Publikums bei Eden Golans Auftritt im Halbfinale



mit Applaus ersetzt. Obwohl im Stadion in Malmö die ablehnende Haltung
klar zu hören war und auch durch Handyaufnahmen nachzuprüfen ist, schien
es im Stream ganz anders: Hier erntete sie stattdessen tosenden Applaus.
Auch  der  deutsche  Vertreter  für  den  ESC aus  dem Jahr  2021,  Jendrik,
kritisierte  diese  Praxis  auf  X.  Beim  Finale  selbst  waren  die  Buhrufe
zumindest deutlich zu hören und wurden auch vom deutschen Kommentator
der Übertragung, Thorsten Schorn, aufgegriffen. Aber auch hier zeigen die
Aufnahmen aus dem Stadion eine ganz andere Geräuschkulisse als die, die
vor  dem  Fernseher  ankam.  Eine  solche  Manipulation  der  Reaktion  von
Zuschauer:innen ist nicht hinnehmbar und wird zu einem politischen Akt,
auch wenn es im Namen des vermeintlich Unpolitischen durchgesetzt wird.

Die Abstimmungen für die Teilnahme am Finale haben ebenso Spekulationen
nach sich gezogen. So veröffentlichte der italienische Broadcaster aufgrund
von technischen Fehlern die Abstimmungsergebnisse, was eigentlich nicht
erlaubt ist. Zuschauenden fiel auf, dass diese für Israel ungewöhnlich hoch
seien.  Auch  das  Televoting  im  Finale  verwirrte  einige  –  so  hätten  die
Zuschauenden aus Irland 10 Punkte für Israel verteilt. Gerade in Anbetracht
der irischen Kolonialgeschichte und des offenen Supports vieler Ir:innen für
Palästina wirkt das doch ein bisschen seltsam. Natürlich gibt es nicht nur in
Israel  Zionist:innen,  die  für  dieses Land abstimmen würden,  daher muss
nicht gleich von einer Manipulation ausgegangen werden.  Jedoch gab es
auch in der Vergangenheit Untersuchungen, das letzte Mal nach dem ESC
2022,  aufgrund  von  „Unregelmäßigkeiten  bei  der  Stimmabgabe“.
Aufzuklären ist das durch Spekulationen jedenfalls nicht, stattdessen sollten
die  Abstimmungsergebnisse  offengelegt  und  von  Arbeiter:innenorganen
überwacht  und  ausgewertet  werden,  um  eine  bessere  Transparenz
gewährleisten  zu  können.

Proteste
Doch auch außerhalb der Arena in Malmö kam es zu massiven Protesten.
Auch die Sektion Arbetarmakt der LFI war vor Ort. Laut schwedischer Polizei
strömten dabei in den vergangenen Tagen bis zu zwanzigtausend Menschen
durch die Straßen bei Demonstrationen in der schwedischen Stadt, darunter



auch Klimaaktivistin Greta Thunberg. Sie bezeichneten den ESC als Genocide
Song  Contest,  forderten  ein  freies  Palästina  und  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Des Weiteren forderten sie den Boycott des ESC, als Teil
der  BDS-Kampagne  im  Bereich  des  kulturellen  Boykotts.  Durch  den
Aufschwung der Palästinasolidaritätsbewegung im Rahmen der weltweiten
Unibesetzungen  wurde  auch  dem  Gegenprotest  gegen  den  ESC  eine
besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  und  viele  Leute  gingen  auf  die  Straße.

Daneben  gab  es  in  anderen  Ländern  Aktionen.  So  schalteten  belgische
Gewerkschaften beim Halbfinale am Ende und Anfang der Übertragung eine
Texttafel, die #Ceasefirenow und #StopGenocide beinhalteten. Das war nicht
abgesprochen mit dem Sender, der in Belgien den ESC übertrug, jedoch ist
das auch scheinbar nicht nötig.

Perspektive
Die  belgische  Gewerkschaft  kann  man  sich  jedenfalls  definitiv  in  dieser
Hinsicht zum Vorbild nehmen. Genau solche Aktionen wären unter anderem
notwendig, um eine noch größere Öffentlichkeit zu schaffen für den Genozid
in  Gaza,  die  Vorkommnisse  und  Zensur  beim  ESC  sowie  Doppelmoral
bezüglich  der  israelischen  Teilnahme.  Dafür  müssten  sich  die
Gewerkschaften in der Unterhaltungsbranche der teilnehmenden Länder und
die Arbeiter:innen dieser zusammentun, könnten auch zusammen mit den
Künstler:innen die Plattform des ESC nutzen, um ein Zeichen zu setzen und
die  israelische  Teilnahme  zu  blockieren,  wenn  die  EBU  hier  schon  mit
zweierlei Maß messen will. Im Zusammenhang mit gewerkschaftlicher Aktion
kann auch die Boykottkampagne sinnvoll sein. Ebenso wäre natürlich auch
eine  komplette  Bestreikung  des  ESCs  oder  die  Besetzung  der  Arena  in
Malmö eine Möglichkeit gewesen.

Grundsätzlich müssen die Strukturen des ESCs transformiert werden. Die
höheren Tiere der EBU haben bewiesen, dass sie durch ungerechtfertigte
Entscheidungen,  Ausschlüsse  und  Zensur  alles  versuchen,  den  Protest
verstummen  zu  lassen.  Ein  solcher  Song  Contest,  der  fair  und  für
Künstler:innen ein sicherer Ort ist, während imperialistische Staaten keine
Plattform für die Legitimierung ihrer Kriegsverbrechen erhalten, kann nur



durch Rätestrukturen von Arbeiter:innen, Zuschauenden und Künstler:innen
gewährleistet  werden!  Zusätzlich  kann  man  sich  überlegen,  ob  die
Zentrierung um die Herkunft  der antretenden Künstler:innen abgeschafft
werden  kann.  Aber  erstmal  ist  klar:  Der  ESC  darf  nicht  zum
Propagandamittel für den Genozid werden! Take back the ESC! Oder um es
mit den Worten von Bambie Thug zu sagen: „Fuck the EBU, we are what the
Eurovision is!“ (Deutsch: „Scheißt auf die EBU! Wir sind die Eurovision!“)

Politischer  Streik  in
Deutschland:  Wie  kommen  wir
dahin, am 8. März zu streiken?
von Ramona Summ & Valentin Lambert, Fight! März 2024

„Wenn wir streiken, steht die Welt still“. Dieser Slogan untermalte 2018 den
feministischen  Generalstreik  in  Spanien  zum  Internationalen
Frauenkampftag.  Die  spanischen  Frauen  haben  bezahlte  und  unbezahlte
Arbeit  niedergelegt  und  so  ökonomischen  und  gesellschaftlichen  Druck
ausgeübt,  indem hunderte Züge ausfielen,  Straßen blockiert  wurden und
Schulen  sowie  Kitas  geschlossen  blieben.  Auch  in  Deutschland  ist  diese
Parole verwendet worden. Der Unterschied:  Hierzulande wird in der Regel
die  Arbeit  nicht  niedergelegt,  sondern  die  Wut  über  die  alltägliche
sexistische Unterdrückung durch Demonstrationen und Kundgebungen an
die Öffentlichkeit getragen. Diese Aktionen sind wichtig und zeigen, wie viele
Menschen auch hierzulande für Frauenforderungen auf die Straße gehen.
Doch es wirft auch die Frage auf: Wie kommen wir in Deutschland dazu, dass
alles stillsteht? Denn Gründe zu streiken, gibt es allemal.

https://onesolutionrevolution.de/politischer-streik-in-deutschland-wie-kommen-wir-dahin-am-8-maerz-zu-streiken/
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Was möglich wäre
Erinnern wir uns an die Coronapandemie: Während alle ihr Mitgefühl und
Unterstützung durch Klatschen am Fenster oder auf dem Balkon kundtaten,
musste  das  medizinische  Personal  massive  Überstunden  zu  schlechten
Arbeitsbedingungen schieben. Das Gesundheitssystem stand damals vor dem
Kollaps und wird seitdem auch nur durch die Bereitschaft des existierenden
Personals  zusammengehalten.  Von  der  miserablen  Versorgung  bezüglich
Abtreibung  sowie  Häusern  zum  Schutz  vor  Gewalt  ganz  zu  schweigen.
Frauen  sind  die  doppelten  Krisenverliererinnen  und  die  Ungleichheit
zwischen den Geschlechtern hat sich weiter verschärft. Kurzum: Die Liste an
Missständen ist ewig lang. Doch all das muss nicht so bleiben, sondern sind
Dinge,  die  verändert  werden  könnten.  Demos,  Petitionen,  vereinzelte
Proteste reichen jedoch dafür nicht aus. Um den nötigen Druck zu erzeugen,
für feministische Forderungen zu kämpfen, bedarf es eines ökonomischen
Stillstandes. Denn erst wenn die Profite des kapitalistischen Systems nicht
mehr  f l ießen,  wird  eine  polit ische  Kraft  ausgespielt ,  die  die
Kapitalistenklasse  nicht  mehr  ignorieren  kann.

Stellen wir uns jetzt vor, dass der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) mit
seinen 5,6 Millionen Mitgliedern sich dazu entscheiden würde,  für  einen
Streik einzutreten: Es gäbe in tausenden von Betrieben Vollversammlungen,
wo man nicht nur über die Forderungen reden könnte, sondern auch Raum
hätte, darüber zu diskutieren, wie und wo Sexismus im Betrieb sowie in der
Gesellschaft  stattfinden.  Das  würde  nicht  nur  helfen,  die  Forderungen
durchzusetzen,  sondern  auch  einen  Beitrag  leisten,  wie  innerhalb  der
Gesellschaft über antisexistische Themen geredet wird. Wie also kommen wir
dahin?

Ein kurzer historischer Abriss
Während in vielen EU-Ländern politische Streiks rechtlich erlaubt sind und
wir in den letzten Jahrzehnten Generalstreiks in Belgien oder Frankreich
miterleben  konnten,  ist  im  Bewusstsein  der  deutschen  Öffentlichkeit
verankert,  dass  hier  keine  politischen  Streiks,  geschweige  denn
Generalstreiks, möglich sind. Doch woran liegt das genau? Rechtlich ist ein



Verbot von politischen Streiks nicht geregelt. Das Grundgesetz schützt das
Recht zu streiken und auch historisch gab es in der deutschen Geschichte
immer wieder politische Streiks – wenn auch deutlich weniger als in anderen
Ländern. Beispiele dafür sind aus der Vergangenheit der Generalstreik für
die  Beendigung  des  1.  Weltkrieges  1918,  welcher  trotz  Verbots
Hunderttausende  auf  die  Straßen  brachte  oder  der  1948  für  die
Demokratisierung  und  Sozialisierung  der  Wirtschaft.  Doch  auch  in  der
neueren  Geschichte  kam es  zu  Protesten:  1996  gegen  die  Kürzung  der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall  oder  2007,  als  die  IG Metall  zu  einer
Arbeitsniederlegung  aufgerufen  hatte,  um  gegen  die  Rente  mit  67  zu
protestieren. 2023 sorgte der Schulterschluss zwischen ver.di und Fridays
For Future (FFF) für hitzige Debatten, ob dies denn überhaupt legitim sei
oder nicht schon ein politischer Streik. FFF unterstützte mit der Kampagne
#wirfahrenzusammen  insbesondere  die  Forderungen  des  ÖPNV  in  den
Tarifverhandlungen  des  öffentlichen  Dienstes  und  setzte  auf
Streikkundgebungen  Akzente  und  Forderungen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende.  Woher kommt also die  Annahme,  dass  politische Streiks
verboten sind?

Scheinbares  Verbot  und  Angriffe  auf  das
Streikrecht
Dies leitet sich aus einem Urteil des Freiburger Landgerichts von 1952 ab.
Damals  streikten  Beschäftigte  der  Zeitungsbetriebe  für  mehr  Rechte  im
Betriebsverfassungsgesetz.  Das  Gericht  urteilte  dabei,  dass  die  Streiks
rechtswidrig  sind,  unterstrich  aber  ausdrücklich,  dass  sie  nicht
verfassungswidrig sind: „Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung
für die Freilassung von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten
oder gegen hohe Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische
Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden.“

Das im Grundgesetz festgeschriebene Recht zu streiken ergibt sich aus dem
Artikel 9 Absatz 3. Dort wird geregelt, dass Arbeitskämpfe „zur Wahrung und
Förderung  der  Arbeits-  und  Wirtschaftsbedingungen“  geführt  werden
können.  Ein  Grundrecht  auf  Streik,  losgelöst  von  seiner  funktionalen



Bezugnahme auf  die  Tarifautonomie,  gewährleistet  der  Artikel  allerdings
nicht.  Darüber  hinaus  wurde  in  den  vergangenen  Jahrzehnten  das
Streikrecht  immer  weiter  ausgehöhlt,  während  zeitgleich  die
Arbeitsbedingungen sich verschlechterten durch Privatisierung sowie Ausbau
des Niedriglohnsektors. Beispiele dafür sind das Gesetz zur Tarifeinheit oder
die  diversen  Schlichtungsvereinbarungen,  die  dazu  genutzt  werden,
„Ruhepausen“  in  Streiks  zu  erzwingen.

Kurzum: In Deutschland ist Streikrecht Richter:innenrecht. Ein politischer
Streik ist faktisch möglich. Er ist nicht explizit verboten, bestehende Gesetze
legalisieren jedoch nur Streiks für Tarifverträge. Diese Begrenztheit  wird
jedoch von der internationalen sowie europäischen Rechtsprechung kritisiert
und  Jurist:innen  wie  Theresa  Tschenker  meinen,  dass  die  Grenzen  des
Legalen  z.  B.  verschoben  werden  können.  Zu  Recht  sieht  sie  in  den
Tarifkämpfen um Entlastung der Krankenhausbeschäftigten das Manko, dass
sie nicht am Finanzierungssystem gerüttelt hätten. Dies ist sicher einer der
Gründe,  warum  diese  Bewegung  dem  Kahlschlag  durch  die  jüngsten
Lauterbach’schen Krankenhaus„reformen“ wehr- und hilflos gegenübersteht.
Sie fordert: „Man müsste die Rechtsprechung zum Verbot des politischen
Streiks  herausfordern.  Dazu  bräuchte  es  einen  bundesweiten
Krankenhausstreik … Es müsste klar werden, dass alle Beschäftigten dafür
streiken, dass die Finanzierung geändert wird …“ Auch die Beispiele nach
1952 machen deutlich, dass es eher eine Frage der Entschlossenheit bleibt
als eine der Rechtslage. Hinzu kommt, dass, objektiv betrachtet, selbst ein
existierendes  Verbot  nicht  bedeutet,  dass  man  dieses  bei  massenhaften
Protesten nicht auch kippen könnte – schließlich ist der politische Streik ein
notwendiges Mittel, um Druck auszuüben. Als Marxist:innen lassen wir uns
nicht  von  den  Gesetzen  des  bürgerlichen  Staates  begrenzen  und  die
Rechtsprechung  vertritt  die  Interessen  des  deutschen  Staates  und  des
Kapitals, indem durch Verbot eines Streiks keine Profiteinbußen auf Kosten
der Kapitalist:innen anfallen. Natürlich könnten Konsequenzen drohen, aber
im  Falle  einer  Bewegung  könnten  Repressionen  mit  erneuten  Streiks
abgewehrt  werden.  Was  also  hindert  uns  daran  zu  streiken?



Der Unwillen der Gewerkschaften
Eines  der  häufigsten  Argumente  ist,  dass  die  Gewerkschaften
Schadenersatzforderungen befürchten, wenn sie zu einem Streik aufrufen,
der nicht den rechtlichen Kriterien entspricht. Man sollte meinen, dass der
DGB sich zu wehren wüsste und seine Mitgliedschaft  tatkräftig  dagegen
mobilisieren könnte. Doch so einfach ist das nicht. Denn in der Realität sehen
wir  selbst  bei  bloßen  Tarifrunden  ein  Anbiedern  ans  Kapital  statt
kämpferischer  Streiks,  wie  die  Beschäftigten  bei  den  den  Tarifverträgen
TVöD,  TV-L  ,  der  Post  und  Bahn  am  eigenen  Leibe  gespürt  haben.
Zehntausende Neueintritte zeigten die enorme Kampfkraft,  stattdessen kam
es jedoch zu enttäuschenden Reallohnverlusten bei  den Abschlüssen.  Mit
zahlreichen Trickser- und Zahlendrehereien wird versucht, diese als Erfolge
zu verkaufen. Nullmonate und überlange Laufzeiten, die vorher kategorisch
abgelehnt wurden, wurden auf einmal akzeptiert. Der Informationsfluss, wie
der Abschluss denn zu bewerten sei, läuft einseitig und die Gewerkschaft
behält sich hier ein Informationsmonopol vor. Möglichkeiten, sich über den
Abschluss auszutauschen und gegebenenfalls weitere Schritte zu diskutieren,
gibt es wenig. Der vermeintlich demokratische Prozess zur Befragung aller
Gewerkschaftsmitglieder über das Ergebnis  ist  tatsächlich nicht  rechtlich
bindend.  So  verkommen  die  Tarifrunden  zu  reinen  Ritualen  und  dienen
lediglich der

Abwehr der schlimmsten Verelendung. Aber wieso? Die Verantwortlichen der
Misere sind schnell gefunden. Es ist die Gewerkschaftsbürokratie und deren
Programm der Sozialpartnerschaft.

Wurzeln  der  Bürokratie  und
Sozialpartnerschaft
Die Sozialpartnerschaft  zwischen Gewerkschaften und Unternehmer:innen
sorgt  für  ein  vermeintlich  harmonisches  Miteinander  zwischen
Arbeiter:inneninteressen  und  denen  des  Kapitals  gemäß dem Sprichwort
„zum Sterben zu viel, zum Leben zu wenig“ und basiert auf der Idee der
kapitalistischen  Mitverwaltung.  Reformistische  Politiker:innen  in  den



Führungen der Gewerkschaften, der Betriebsräte in den Großkonzernen, der
SPD, aber auch der Linkspartei setzen in ihrer Politik auf die Strategie der
Zusammenarbeit mit vermeintlich „vernünftigen“ Teilen der herrschenden
Klasse. Letzten Endes versprechen sie an der Regierung, „das größere Übel“,
also noch mehr Entlassungen und Sozialabbau, zu verhindern – und bereiten
damit nur ebendieses vor, indem sie die Klasse spalten und ihre Kampfkraft
schwächen. Die Gewerkschaftsführungen und Betriebsräte spielen dasselbe
Spiel  in  der  Hoffnung,  dass  Lohnverzicht  und  Kurzarbeit  Arbeitsplätze
sichern. Doch zeigt es vor allem eins: dass sie Frieden mit dem Kapitalismus
geschlossen haben, wohingegen die objektiven Interessen der Beschäftigten
dem diametral gegenüberstehen.

Diese  Politik wird von der Gewerkschaftsbürokratie getragen. Dabei gibt es
Momente,  in  denen  sie  gezwungen  ist,  zu  mobilisieren  und  radikal
aufzutreten.  Denn  ihre  Position  ergibt  sich  eben  daraus,  dass  sie  als
Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital fungieren kann – im Interesse
der Beschäftigten Verbesserungen erkämpfen, aber eben nur so viel, dass es
dem  Kapital  nicht  schadet,  um  „den  eigenen  Standort“  und  die
„Wettbewerbsfähigkeit“ zu sichern. Dabei entwickelt sie als bürokratische
Schicht selbst ein materielles Interesse, ihre Rolle als Vermittlerin zwischen
Lohnarbeit und Kapital zu verewigen – und damit auch, die bürgerlichen
Eigentumsverhältnisse zu verteidigen. Dass sie sich etablieren konnte, ist ein
historischer Prozess, den wir an dieser Stelle nicht näher beleuchten können.
Gefördert  wird das aber durch die Extraprofite und Überausbeutung der
halbkolonialen  Welt.  Auch  wenn  es  sicher  Individuen  gibt,  die  es  als
Gewerkschaftssekretär:innen gut meinen – wir können nicht auf den guten
Willen Einzelner  vertrauen – insbesondere nicht, wenn deren Position auf
Überausbeitung von Kolleg:innen in anderen Ländern basiert.

Das  wirft  berechtigterweise  die  Frage  auf:  Kann man sein  Vertrauen in
solche Hände legen? Die klare Antwort lautet: Nein. Doch es hilft nicht, sich
komplett von den existierenden Strukturen der Gewerkschaften abzuwenden.
Schließlich  zeigen die  Beispiele  aus  anderen Ländern,  was  möglich  sein
könnte.  Deswegen  ist  es  notwendig,  die  existierenden  Tarifkämpfe  zu
politisieren  sowie  systematisch  gegen  Gewerkschaftsbürokratie  und



Sozialpartnerschaft  vorzugehen.

Klassenkämpferische  Basisbewegung
aufbauen!
Es  steht  also  an,  den  existierenden  Interessenkonflikt  offenzulegen  und
weiter  zu  politisieren.  Das  kann  beispielsweiseweise  bedeuten,  konkret
aufzuzeigen,  dass unser Geld nicht  weg,  sondern schlichtweg nach oben
umverteilt wurde, wie wir an den Abschlüssen von 2023 sehen. Das Geld, was
dem öffentlichen Dienst fehlt,  ist  nämlich bei  den Rüstungsausgaben der
Bundesregierung zu finden. Gleiches gilt  für antisexistische Forderungen.
Doch was bedeutet das in der Praxis?

Während  #wirfahrenzusammen  zeigt,  wie  Teile  der  Umweltbewegung
versuchen, ein Bündnis mit den Beschäftigten im ÖPNV zu schließen, bleibt
es Aufgabe für die feministischen Strömungen, es ihnen gleichzutun und
beispielsweise  die  Streiks  im  Caresektor  wie  der  Krankenhausbewegung
aktiv  zu  unterstützen.  Bei  all  den  positiven  Momenten,  wäre  es  jedoch
wichtig,  die  Fehler  der  #wirfahrenzusammen-Kampagne  nicht  zu
wiederholen. Das bedeutet, dass man sich nicht von Gewerkschaftsführung &
Co abhängig machen darf, um auch klare Kritik üben zu können für den Fall,
dass beispielsweise die Abschlüsse so enttäuschend ausfallen wie die 2023:

Nein  zu  allen  Gesprächen  hinter  verschlossenen  Türen!
Verhandlungen  sollen  öffentlich  über  das  Internet  übertragen
werden!  Keine Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter  den
Mitgliedern!  Rechenschaftspflicht  und  Wahl  der  Tarifkommission
durch  die  Basis!
Streikleitung  den  Streikenden:  Für  f lächendeckende
Streikversammlungen bei  Streiks  in  den jeweiligen Branchen,  die
bindend entscheiden, wie ihr Kampf geführt wird!

Doch  es  darf  nicht  dabei  bleiben,  Tarifkämpfe  zu  kommentieren.  Auch
innerhalb  von  Gewerkschaften  kommt es  zu  Sexismus,  Rassismus,  sowie
LGBTIA+-Unterdrückung. Deswegen muss auch  – neben dem Kampf zur

https://www.wir-fahren-zusammen.de/


Demokratisierung  der  Gewerkschaften  an  sich  –   darauf  eingegangen
werden. Neben möglichen Quotierungen ist es essentiell, dafür einzustehen,
dass es das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne jede
Bevormundung durch den Apparat  für  gesellschaftlich Unterdrückte gibt.
Darüber hinaus müssen aktiv Mechanismen zum Umgang mit, aber auch zur
Prävention  von  Übergriffen  und  diskriminierendem  Verhalten  erarbeitet
werden  –  denn  bloße  Phrasen  reichen  an  der  Stelle  nicht  aus,  um den
gemeinsamen Kampf zu gewährleisten.

Für das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne
jede  Bevormundung  durch  den  Apparat  für  gesellschaftlich
Unterdrückte:  Frauen,  Jugendliche,  MigrantInnen,  trans Personen,
Schwule  und  Lesben!  Für  den  aktiven  Kampf  zur  Organisierung
dieser  Gruppen  und  gegen  jede  rassistische,  sexistische  oder
homophobe  Diskriminierung!
Für  das  Recht  aller  politischen  und  sozialen  Gruppierungen  (mit
Ausnahme faschistischer und offen gewerkschaftsfeindlicher), sich in
den Gewerkschaften zu versammeln, zu artikulieren und Fraktionen
zu bilden!

Zusammengefasst bedeutet das, dass wir innerhalb der Gewerkschaften eine
klassenkämpferische Basisbewegung aufbauen müssen, die auch bereit ist,
nicht nur als „linke Bürokrat:innen“ Entscheidungen zu treffen, sondern sich
gegen die Bürokratie selbst richtet. Deswegen ist es auch zentral, dass man
dafür eintritt, dass Streik- und Aktionskomittees in Betrieben, an Unis und
Schulen gebildet werden. Diese helfen nicht nur, Proteste stärker im Alltag
zu verankern, sie sowie weitere Aktionen zu planen, sondern sollten letzten
Endes über die Forderungen des Streiks, die Durchführung dessen und den
Fortgang  der  Bewegung  an  sich  entscheiden,  beispielsweise  indem
Delegierte  gewählt  werden,  die  rechenschaftspflichtig  sowie  wähl-  und
jederzeit  abwählbar  sind  –  anders  als  in  bürokratisierten  Gewerkschaften.

Für  die  Wählbarkeit  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  der
Funktionär:innen!  Niemand  darf  mehr  verdienen  als  ein



durchschnittliches  Facharbeiter:innengehalt!

Kämpfe verbinden und zuspitzen!
Kurzum: Auf den ersten Blick sind die Gewerkschaften nicht die liebsten
Bündnispartnerinnen.  Gleichzeitig  können  sie  mächtige  Kampforgane
verkörpern,  um die  eigenen  Ziele  durchzusetzen,  insbesondere  wenn  es
darum geht,  Bewegungen  nicht  nur  anzustoßen,  sondern  zum Erfolg  zu
bringen  und  reale  Verbesserungen  zu  erkämpfen.  Das  ist  jedoch  keine
Zufälligkeit, nichts, was spontan aus dem Moment heraus passiert, sondern
letzten Endes eine Frage der politischen Grundlage. Es ist also an uns, ob wir
d ie  Gewerkscha f ten  in  Ins t rumente  verwande ln ,  d ie  der
Frauenstreikbewegung  dienlich  sind.

Gleichzeitig  wollen  wir  als  Marxist:innen  nicht  dabei  stehen  bleiben,
Bewegungen aufzubauen, sondern glauben, dass Klassenbewusstsein nicht
innerhalb des kapitalistischen Systems verbleiben darf. Ein Kleinkrieg gegen
die Auswirkungen ist nicht ausreichend und wird soziale Unterdrückungen
nicht  beenden.  Stattdessen  muss  gleichzeitig  versucht  werden,  den
Kapitalismus  zu  zerschlagen.  Das  ist  auch  vielen  innerhalb  der
Frauenstreikbewegung  klar.  Wir  treten  deswegen   für  Forderungen  wie
Kollektivierung der Sorge-/Carearbeit, finanziert durch die Enteignung der
Reichen, ein – also solche, die das kapitalistische System an sich infrage
stellen. Unserer Meinung nach kann  mit einem politischen Programm von
Übergangsforderungen  der  Arbeiter:innenklasse  eine  Strategie  und  das
Bewusstsein für die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution vermittelt
werden. Also lasst das Motto „Wenn wir streiken, steht die Welt still“ auch
hierzulande wahr werden! Lasst uns unsere Forderungen in die Frauen- und
Bewegung anderer sozial Unterdrückter hineintragen und einen Frauenstreik
organisieren,  der nicht  an Landesgrenzen haltmacht –  mit  dem Ziel,  der
Wurzel  der  Frauenunterdrückung  –  dem  Kapitalismus  –  den  Garaus  zu
machen!



Anhang: Beispielhaft Streiks

Beispiel 1: Der Kampf gegen die Streichung
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 1996
1996  verfolgte  die  Kohl-Regierung  den  Plan,  die  Lohnfortzahlung  im
Krankheitsfall  zu  kürzen.

Im Kampf dagegen nahmen die Beschäftigten der großen Automobilkonzerne
eine Schlüsselrolle ein, indem sie gegenüber den ursprünglichen, zaghaften
und halbherzigen Ansätzen der IG-Metall-Spitze vorpreschten und die Arbeit
niederlegten.  Neben  der  Wut  und  Entschlossenheit  der  Beschäftigten  in
diesen  Betrieben  war  die  Stärke  gewerkschaftsoppositioneller
Betriebsratsgruppierungen  wie  bei  Daimler  Mettingen  oder  im  Bremer
Mercedes-Werk wichtig, um diese Kampfbereitschaft zur Aktion zu bündeln
und  zu  führen.  Massenaktionen  und  wilde  Streiks  brachten  das
Gesetzesvorhaben  schließlich  zu  Fall.

Beispiel 2: Frauenstreik am 8. März 2017 in
Lateinamerika
2017  kam  es  in  Lateinamerikas  zu  länderübergreifenden  Frauenstreiks.
Ursprung dieser Massenbewegung war die 2015 entstandene Kampagne „Ni
una menos“ („Nicht eine weniger“), die sich gegen misogyne Gewalt, für das
Recht  auf  Abtreibung  und  für  Rechte  Indigener  Frauen  einsetzte.  Die
Bewegung entstand in Argentinien und breitete sich in den folgenden Jahren
in Lateinamerika und darüber hinaus aus. Einen Höhepunkt der Bewegung
bildete  der  länderübergreifende  Frauenstreik  2017.  Er  Streik  wies  eine
breite  gesellschaftliche  Beteiligung  von  Akademikerinnen,  Arbeiterinnen,
Studentinnen und Erwerbslosen auf. Dadurch konnte in Argentinien Druck
auf die Gewerkschaften ausgeübt werden, so dass diese die Forderungen der
Frauen übernahmen und zur Arbeitsniederlegung aufgerufen hatten. Aber
auch in Mexiko, Chile und Uruguay gab es unter anderem große Streiks, wo
Frauen  die  Arbeit  niedergelegt  haben.  Dies  zeigt  uns,  wie  eine  breite
Beteiligung Druck auf Gewerkschaften ausüben kann, feministische Themen



und antirassistische  Themen zusammengebracht  werden  können  und  ein
solcher Kampf auch über Ländergrenzen hinweg geführt werden kann.

Beispiel 3: Un Dia Sin Nosotras – Frauenstreik
2020 in Mexiko
Am 8. März 2020 streikten Frauen in Mexiko unter dem Motto „Un Dia Sin
Nosotras“ (Ein Tag ohne uns) aufgrund der steigenden Geschlechtergewalt
und Femi(ni)zide im Land. Frauen und Gewerkschaften riefen dazu auf, ihre
berufliche und häusliche Arbeit an diesem Tag niederzulegen. Neben den
Demonstrationen  und  Kundgebungen,  gab  es  an  dem  Tag  auch
Versammlungen, Veranstaltungen und Diskussionsrunden, bei denen Frauen
Ihre Forderungen äußern konnten, was zu einer Förderung des Bewusstseins
und  der  Solidarität  beigetragen  hat.  Durch  den  Streik  zeigten  die
mexikanischen Frauen die Wichtigkeit ihrer Präsenz und ihrer Arbeit für die
Gesellschaft und, wie sie in Form eines Streiks Druck auf den Staat ausüben
können.

Berliner  Polizei  löst
Palästinakongress  auf  –
Meinungsfreiheit wird zur Farce
von Martin Suchanek, zuerst erschienen in der Infomail 1251 der Gruppe
Arbeiter:innenmacht, April 2024

Einschränkungen  demokratischer  Rechte  gehören  mittlerweile  zum
Normalzustand  der  „Demokratie“.  Die  von  Merkel  und  Scholz  zur
Staatsräson erklärte  „bedingungslose Solidarität“  mit  Israel  verträgt  sich
offenkundig schlecht mit der Meinungsfreiheit.

https://onesolutionrevolution.de/berliner-polizei-loest-palaestinakongress-auf-meinungsfreiheit-wird-zur-farce/
https://onesolutionrevolution.de/berliner-polizei-loest-palaestinakongress-auf-meinungsfreiheit-wird-zur-farce/
https://onesolutionrevolution.de/berliner-polizei-loest-palaestinakongress-auf-meinungsfreiheit-wird-zur-farce/


Diese kam am 12. April unter die Räder wie selten zuvor in Berlin, einer
Stadt,  die  durchaus  auf  eine  lange  Geschichte  polizeilicher  Gewalt  und
Willkür zurückblicken kann.

Doch  während  sich  Repression  „normalerweise“  auf  Demonstrationen,
Besetzungen, Blockaden, Akte zivilen Ungehorsams oder das Aufbegehren
prekär Beschäftigter konzentriert, galt der Anschlag auf die Meinungsfreiheit
diesmal  einer  Saalveranstaltung,  einer  demokratisch  organisierten
Konferenz,  dem  Palästinakongress.

Staatsräson
Dieser richtet sich nämlich direkt gegen die zur Staatsräson er- und verklärte
Solidarität mit Israel, auch wenn dieser Staat gerade rund 40.000 Menschen
durch Bombardements und Bodentruppen getötet hat, weit über eine Million
Menschen  in  Gaza  vertrieben  wurden  und  akut  Hunderttausende  vom
Hunger bedroht sind. Mit tödlichem Ernst halten die deutsche Regierung wie
die bürgerliche Opposition und die faktisch gleichgeschalteten Medien an der
Fiktion fest, dass Israel keinen genozidalen Angriffskrieg führe, sondern sein
„Recht auf Selbstverteidigung“ ausübe. Und damit nicht genug, Deutschland
unterstützt  den  Krieg  nicht  nur  politisch,  diplomatisch,  sondern  auch
militärisch.  Allein  im  Jahr  2023  haben  sich  die  Rüstungsexporte
verzehnfacht.

Dieser Krieg wird folgerichtig auch im Inneren weitergeführt.  Damit  soll
einerseits die Schuld des deutschen Imperialismus am Holocaust ideologisch
entsorgt werden, andererseits verfolgt der deutsche Staat damit handfeste
ökonomische und vor allem geostrategische Interessen.

So gerät schon die Ausübung des Rechts auf  Meinungsfreiheit  zur quasi
kriminellen Betätigung. Seit Wochen wird in den Medien, von reaktionären
wie  „demokratischen“  Stimmungsmacher:innen,  nach  dem  Verbot  der
Veranstaltung gerufen. Nachdem das rechtlich nicht ging, wurde tagelang
gefordert  und  gedroht,  was  am 12.  April  von  der  Polizei  durchgezogen
wurde. Berlins rechtskonservativer Bürgermeister Wegner hatte schon lange
ein  „rigoroses  Einschreiten“  beim  „kleinsten  Verdacht“  gesetzwidriger



Aussagen  angekündet.  Im  Klartext  heißt  das  nichts  anderes  als  die
angedrohte Kriminalisierung jeder offenen Kritik am Staat Israel und seiner
rassistischen  Grundlagen,  jeder  Solidarisierung  mit  Palästina,  jedes
Antizionismus  und  jedes  Eintretens  für  die  demokratischen  Rechte  des
palästinensischen  Volkes,  insbesondere  dessen  auf  nationale
Selbstbestimmung.

Provokation
Daher begann der Tag schon mit abstrusen und absurden Schikanen. Die
Brandschutzverordnung und das Bauamt wurden bemüht, um einen Vorwand
zu  finden,  nur  250  Personen  in  die  für  600  Menschen  ausgelegten
Räumlichkeiten  zu  lassen.  Hunderte  Menschen  konnten  daher  an  der
Veranstaltung erst gar nicht teilnehmen. Zudem zog die Polizei den gesamten
Prozess des Einlassens der Teilnehmer:innen über Stunden hin.  Während
hunderten  Menschen  mit  Eintrittskarten  der  Zutritt  von  der  Obrigkeit
verwehrt  wurde,  schleuste  die  Polizei  –  unter  frecher  Missachtung  des
Hausrechtes  der  Veranstalter:innen  –  prozionistische,  hetzerische
Journalist:innen von Welt und Co. ein. Darüber hinaus machten die Cops die
massive Präsenz uniformierter und aller möglichen Polizist:innen in Zivil zur
Bedingung, dass die Veranstaltung überhaupt beginnen konnte.

Trotz all dieser Schikanen, Provokationen und polizeistaatlicher Mittel, von
denen Putin  und Erdogan,  Netanjahu und Biden,  aber  auch Meloni  und
Macron noch einiges lernen könnten, begann der Kongress.

Rede von Habh Jamal
In einer ergreifenden Rede entlarvte Hebh Jamal die Lügen, aber auch die
Kooperation der Unterdrücker:innen weltweit, eine Kooperation, die keine
Verschwörung ist, sondern die das gemeinsame Interesse der herrschenden
Klassen  an  einer  imperialistischen  Ordnung  deutlich  macht,  die  auf
Ausbeutung und Unterdrückung basiert. Vor allem machte sie deutlich, dass
eine  Konferenz,  die  die  Verbrechen  der  Nakba,  die  Vertreibung  und
Unterdrückung der Palästinenser:innen verdeutlicht und die Komplizenschaft
des deutschen Imperialismus hervorhebt, auch einen Akt des Widerstandes



darstellt.

Denn in der Anklage gegen diese Politik, die die Konferenz schon im Vorfeld
erhob, liegt notwendig und untrennbar ein Durchbrechen des Schweigens,
ein Moment der Solidarisierung, die zur Aktion, zum Handeln drängt, zur
Vertiefung und besseren Koordinierung unserer Bewegung.

Das  wollen  die  deutsche  Regierung  sowie  das  gesamte  politische
Establishment, ob nun Ampelkoalition oder Unionsparteien, ja selbst die AfD
und Teile der Linkspartei verhindern. Die Berliner Polizei rückte mit gut 900
Einsatzkräften an, um diesen politischen Auftrag umzusetzen. Und sie tat es.

That’s what imperialist „democracy“ looks like
Die Videobotschaft von Salman Abu Sitta, über den der deutsche Staat wegen
seines Engagements ein Einreiseverbot verhängt hatte, wurde schon nach
wenigen Minuten und ohne ersichtlichen Grund von der Polizei gestoppt.
Dafür  wurden schließlich  gegenüber  der  Anwältin  der  Veranstalter:innen
mehrere,  einander  widersprechende,  selbst  nach  bürgerlichem  Recht
überaus fragwürdige Gründe geliefert. So erklärte die Polizei einmal, dass
die Rede Passagen enthalten könnte, die volksverhetzerisch sein könnten.
Dies würde geprüft werden. Frei nach dem Motto „Viel hilft viel“ hieß es
später,  dass  Salman  Abu  Sitta  ein  politisches  Betätigungsverbot  in
Deutschland habe. Seit wann und woher, wussten die Polizeikräfte ebenso
wenig zu erklären wie die Frage,  ob das Abspielen einer Videobotschaft
überhaupt darunter falle.  Doch wer braucht  schon Gründe,  wenn er  das
Gewaltmonopol auf seiner Seite hat? Und um gleich alle Unklarheiten aus
der  Welt  zu  schaffen,  dass  hier  das  Recht  auf  Versammlungs-  und
Meinungsfreiheit mit Füßen getreten wird, wurde der Kongress auch gleich
für  Samstag  und  Sonntag  samt  sämtlicher  Nachfolgeveranstaltungen
verboten.

Die Polizei konnte den Kongress sprengen und auflösen. Doch sie wird uns
weder  zum Schweigen  bringen  noch  wird  sie  ihr  Ziel  erreichen,  unsere
Bewegung, die wächst und stärker wird, zu zerstören.



Im Gegenteil. Die willkürliche Auflösung des Kongresses und der Anschlag
auf die Meinungsfreiheit offenbaren nicht nur den repressiven Charakter der
Polizei.  Sie  verdeutlichen  auch  den  antidemokratischen  Charakter  der
deutschen  Regierungspolitik.  Und  sie  zeigen  die  enge  Verbindung  von
imperialistische Politik und der monopolisierten öffentlichen Meinung. Denn
neben  der  Repression  stehen  wir  auch  einer  orchestrierten  Hetze  und
Verleumdung  samt  einer  massiven  Welle  antipalästinensischen,
antimuslimischen  und  antiarabischen  Rassismus’  entgegen.

Dass  die  deutschen  Medien  auch  gegen  Genoss:innen  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht und von REVOLUTION hetzen, zeigt unserer Meinung
nach nur,  dass  wir  etwas richtig  gemacht  haben.  Wir  wollen aber  nicht
vergessen,  dass das deutsche Establishment in den letzten Wochen auch
seine  antisemitische  Seite  zeigt,  wenn  sie  antizionistische  Juden  und
Jüdinnen, vor allem die Genoss:innen der „Jüdischen Stimme für gerechten
Frieden  in  Nahost“,  öffentlich  diffamiert  und  die  Berliner  Sparkasse  ihr
Vereinkonto sperrt. Vor allem aber dürfen wir nicht vergessen, dass es vor
allem unsere  palästinensischen  Genoss:innen  sind,  die  auf  das  Brutalste
angegriffen, deren Vereine und Organisationen bedroht und kriminalisiert
werden  und  über  denen  das  Damoklesschwert  der  Abschiebung  hängt,
während  zugleich  ihre  Freund:innen  und  Angehörigen  sterben  oder
vertrieben  werden.

Heute, am 12. April 2024, haben die Wegners und Giffeys, die Scholz’ und
Baerbocks  unseren  Kongress  auflösen  können.  Sie  verfügen  über  die
Machtmittel,  dies  zu  tun.  Doch  sie  mögen  sich  ihres  „Erfolges“,  ihres
„Sieges“  über  unsere demokratischen Rechte  nicht  zu sicher  sein  –  und
gewiss  werden sie  sich nicht  zu lange darüber erfreuen.  Auch wenn sie
vermochten, unseren Kongress aufzulösen, so wurde er – und dies ist ein
Stück  Ironie  der  Geschichte  –  weltweit  bekannter.  Vor  allem  hat  die
Repression  weit  mehr  Menschen  den   reaktionären,  antidemokratischen
Charakter  des  deutschen Kapitalismus  vor  Augen geführt,  als  es  unsere
Reden, Beiträge, Diskussionen, Beschlüsse allein vermocht hätten. Gerade
der deutsche Imperialismus hat sich über Jahrzehnte das Image aufgebaut,
vergleichsweise  „demokratisch“  und  „wertebasiert“  zu  sein.  Diese



selbstgefällige  Lüge  entlarvt  er  gerade  selbst.

Wir werden dafür sorgen, dass sie ihm im Halse steckenbleibt. Sie können
einen  Kongress  verbieten,  unseren  Widerstand,  Kampfeswillen,  unsere
Entschlossenheit werden sie nicht brechen. Denn wir kämpfen im Gegensatz
zu ihnen für eine gerechte Sache, für Freiheit und Selbstbestimmung des
palästinensischen  Volkes,  für  eine  Welt  ohne  Ausbeutung  und
Unterdrückung.

Wahlen Türkei: Erdoğan verliert!
von Dilara Lorin, April 2024, zuerst erschienen in der Arbeiter:innenmacht
Infomail 1250

Die Kommunalwahlen in der Türkei vom 31. März endeten mit einem Sieg
der CHP als stärkste Kraft, während die AKP eine Niederlage hinnehmen
musste. Von insgesamt 81 Bürgermeisterämtern errangen die CHP 31 und
die AKP 24. Die CHP gewann auch in den fünf größten Städten des Landes,
darunter Istanbul, Ankara und Izmir. Nach Wahlerfolgen in diesen Städten
äußerte Erdoğan einst: „Wer Istanbul und Ankara gewinnt, hat das Land in
der  Hand.“  Heute,  einige  Kommunalwahlperioden  später,  hat  sich  die
Situation jedoch geändert und der „Große Mann am Bosporus“ hat an Macht
verloren. Dabei kommt der Erfolg der CHP für viele Menschen unerwartet.

Nur wenige Monate, nachdem Erdoğan am 28. Mai zum Präsidenten des
Landes gewählt wurde, scheint seine Popularität zu schwanken und das Volk
scheint  ihn  und  die  aktuelle  Politik  abzustrafen.  Insbesondere  der
wiederholte  Erfolg  von  Ekrem  İmamoğlu  (CHP)  in  Istanbul,  mit  einem
größeren prozentualen Abstand als davor, hat die Unbesiegbarkeit der AKP
erschüttert.

https://onesolutionrevolution.de/wahlen-tuerkei-erdogan-verliert/


Unmut in der Bevölkerung
Die wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten Jahren kaum erholt.  Die
Coronapandemie, das Erdbeben vom 6. Februar im letzten Jahr, die globale
Wirtschaftskrise und der Einbruch der Baubranche in der Türkei sowie die
fatale Wirtschaftspolitik und Instabilität Erdoğans haben dazu beigetragen.
Im Februar belief sich die Inflationsrate auf 67 %. Grundnahrungsmittel sind
für einen Großteil der Arbeiter:innen kaum noch erschwinglich.

Die anhaltend schlechte Wirtschaftslage in der Türkei trifft insbesondere die
Mittelschicht  und  führt  zu  einer  verstärkten  Prekarisierung  von
Arbeiter:innen und Arbeitslosen. Während des Wahlkampfes spricht Erdoğan
in  seinen  Reden  von  einer  starken  Wirtschaft  und  einer  positiven
Zukunftsaussicht. Allerdings wird bei genauerer Betrachtung der Zahlen eine
Tendenz  immer  deutlicher:  Die  Armut  nimmt  mit  jedem Monat  zu.  Der
aktuelle  Mindestlohn  von  17.000  TL  (487  Euro)  liegt  bereits  unter  der
Armutsgrenze von 20.098 TL für eine vierköpfige Familie. Im Umkehrschluss
bedeutet dies,  dass ein/e Alleinverdiener:in aufgrund der seit  fünf Jahren
steigenden  Kosten  für  Nahrungsmittel  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  eine
Familie zu ernähren.

Der Anteil der Menschen, die unter der Hungers- und Armutsschwelle leben
müssen, ist im März, im Monat der Kommunalwahlen, um 5,9 % bzw. 11 %
angestiegen.  Dabei  stellt  die  Hungerschwelle  die  Minimumausgaben  für
Lebensmittel einer vierköpfigen Familie dar, wenn diese sich ausgewogen
ernähren  soll;  die  Armutsschwelle  ist  eine  Kennzahl,  welche  die
Minimalausgaben einer vierköpfigen Familie beschreibt. Diese alarmierende
Nachricht wurde im März von der Konföderation der Gewerkschaften des
öffentlichen Dienstes Birlesik Kamu-is Konfederasyonu veröffentlicht.  Eine
wichtige Wählerbasis für Erdoğan und die AKP waren unter anderem auch
Rentner:innen,  deren  Lage  sich  ebenfalls  verschlechtert  hat.  Laut  der
Gewerkschaft  DISK  liegt  die  Durchschnittsrente  bei  einem  Sechstel  im
Vergleich zu den Renten in den zentraleuropäischen Ländern. Im Vergleich
zum Mindestlohn war die Rente in der Türkei im Jahr 2002 noch um 22 %
höher. Im Jahr 2023 lag sie jedoch etwa 26 % darunter.



Aber  auch  die  Konkurrenz  von  rechtskonservativer  Seite  führte  zur
Niederlage der AKP. Die Yeniden Refah Partisi (Neue Wohlfahrtspartei), die
in der Vergangenheit vor allem den religiösen Teil der Bevölkerung, der sich
aufgrund der wirtschaftlichen Misere zunehmend von der AKP abwandte, für
sich gewinnen konnte, erhielt 6 % der Stimmen und gewann die Wahlen in
den Städten Yozgat und Sanliurfa. Dabei war die Yeniden Refah Partisi bei
den Präsidentschaftswahlen noch Teil von Erdoğans „Volksallianz“, entschied
sich bei diesen Wahlen jedoch, eigene Kandidat:innen aufzustellen, nachdem
in  Gesprächen  mit  der  AKP  anscheinend  keine  Kompromisse  gefunden
wurden. Auch Kandidat:innen, die aus der AKP ausgetreten sind oder auf
deren Listen keinen Platz erhalten haben, lassen sich auf denen der YRP
wiederfinden.  Somit  ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  enttäuschte
Wähler:innen der AKP zur YRP übergehen, wenn sie nicht die CHP wählen.
Dabei ist es auch die YRP gewesen, die unter anderem im Parlament die AKP
und ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu Israel anprangerte und dadurch
auch  viele  Stimmen gewann,  die  sich  aus  islamischer  Hinsicht  mit  dem
palästinensischen Volk solidarisieren.

DEM –  ein  Jubelschrei  der  Kurd:innen wird
laut
Die  DEM-Partei  (Die  Partei  der  Völker  für  Gleichberechtigung  und
Demokratie),  welche  vor  Dezember  2023  noch  HEDEP  (Partei  für
Emanzipation und Demokratie der Völker), davor HDP (Demokratische Partei
der  Völker)  hieß,  gewann vor  allem in  den kurdischen Provinzen.  Dabei
konnten  in  10  Bezirken  Bürgermeisterämter  geholt  werden,  wobei  sie
dadurch zur viertstärksten Kraft des Landes wurde. In über 65 Landkreisen,
Bezirken und Gemeinden konnte sich DEM als die stärkste Kraft etablieren.
Eine große Freude breitete sich vor allem in den kurdischen Gebieten über
den  Sieg  aus,  der  trotz  erzwungener  Umbenennung  der  Partei,  starker
Repressionen,  Haftstrafen,  Einschüchterungen  und  Verbotsverfahren  zu
einer  Stärkung  und  Ausweitung  der  Stimmen  für  sie  geführt  hat.

In Manisa, Mersin und Izmir sowie in vielen Bezirken Istanbuls und anderen
Orten  hat  die  DEM-Partei  keine  Kandidat:innen  aufgestellt,  nachdem



Gespräche mit der CHP bezüglich der Wahl geführt wurden. Diese Orte sind
vor allem diejenigen, in denen die CHP stärker vertreten ist. Die Politik der
„kleinen Helferin“ ist für die DEM-Partei fatal,  da sie der CHP in diesen
Gebieten ihre Wähler:innenschaft überlässt. Es war schließlich auch die CHP,
die  die  AKP  bei  der  Aufhebung  der  Immunität  der  HDP-Abgeordneten
unterstützte, um viele von ihnen, einschließlich des Co-Parteivorsitzenden
Selahattin Demirtas, ins Gefängnis zu brachte.

Ein Wolf im Schafspelz: CHP
Die  Liste  der  Unterstützung  der  Unterdrückung  des  kurdischen  Volkes
seitens der CHP ist lang und geht weit in die Geschichte der Türkei zurück.
Aufgrund ihrer nationalistischen und bürgerlichen Ausrichtung kann diese
Partei keineswegs als progressiv eingestuft werden.

Obwohl es verständlich ist, dass viele Menschen und Arbeiter:innen in der
Nacht  vom  31.03.  auf  den  01.04.2024  auf  den  Straßen  waren  und  die
Niederlage der AKP gefeiert haben, so sollte der Sieg der CHP für linke und
revolutionäre Kräfte kein Grund zur Freude sein. Die CHP ist bereits bei den
Präsidentschaftswahlen  im  Mai  2023  durch  rassistische  und  hetzerische
Kommentare  und  Forderungen  gegenüber  geflüchteten  Menschen  und
Asylbewerber:innen aufgefallen, wobei sie Erdoğan mit der Forderung nach
sofortiger  Ausweisung  von  drei  Millionen  Menschen  sogar  rechts  zu
überholen  versucht  hat.

Im  Wahlprogramm  für  die  Kommunalwahlen  2024  wird  unter  anderem
festgehalten,  dass  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Rückkehr  von
Geflüchteten  und  Asylbewerber:innen  in  enger  Zusammenarbeit  mit
„zuverlässigen“ NGOs vorangetrieben werden sollen. Die Stimmungsmache
zeigt Folgen: Täglich werden Geflüchtete auf der Straße angegriffen, und
diese  Taten  enden  tragischerweise  oft  in  Mord.  Die  indirekte
Wahlunterstützung  in  einigen  Orten,  welche  die  DEM-Partei  als  linke
Opposition der CHP geleistet hat, indem sie keine eigenen Kandidat:innen
aufstellen  ließ,  ist  zu  kritisieren  und  zeigt  selbst  den  kleinbürgerlichen
Charakter der Politik der DEM.



Aktuelle  Erhebungen  in  Wan  und  anderen
Städten – ein erster Erfolg
Im  Vergleich  zu  den  Kommunalwahlen  2019,  bei  denen  die  HDP  65
Kommunen gewinnen konnte, konnte sich die DEM behaupten. Nach den
Erfo lgen  vor  5  Jahren  wurden  jedoch  in  48  Kommunen  d ie
Bürgermeister:innen  von  der  Regierung  abgesetzt  und  durch  AKP-nahe
Verwalter:innen ersetzt und dadurch staatlich zwangsverwaltet.

Auch in diesem Jahr wurde der Erfolg der DEM-Partei in den kurdischen
Provinzen schon am 2. April seitens der Regierung in Frage gestellt. Schon
während der Wahl wurden Wahlbetrug und Wahlfälschung angewandt. Dabei
berichtete die DEM noch am selben Tag, dass bis zu 46.000 Staatbedienstete
– darunter vor allem Polizist:innen und Soldat:innen – in den kurdischen
Gebieten  ihre  Stimme abgegeben hatten,  obwohl  diese  nicht  aus  diesen
Orten stammen, sondern dahin transferiert wurden, um die Stimmabgabe zu
Gunsten der Regierung zu beeinflussen.

Am Morgen des 2. April folgte dann der erste Schlag der Regierung gegen
die DEM. In Wan (türkisch: Van) wurde nicht dem gewählten DEM-Politiker
Abdullah Zeydan (55 %),  sondern dem AKP-Kandidaten Abdulahat  Arvas,
welcher  lediglich  25  %  der  Stimmen  für  sich  gewinnen  konnte,  die
Ernennungsurkunde  überreicht.  Zeydan  wurden  auf  Anordnung  der
türkischen Regierung die Bürgerrechte entzogen, die er erst im vergangenen
Jahr wiedererlangt hatte, nachdem er 2016 als HDP-Abgeordneter verhaftet
worden  war  und  fünf  Jahre  im  Gefängnis  verbracht  hatte.  Wan  ist  die
Provinz, in der die DEM in allen Bezirken die Mehrheit errungen hat, was
noch  deutlicher  macht,  dass  seit  diesem  bürokratischen  und
undemokratischen Akt  der AKP die Menschen auf  die  Straße gehen,  um
dagegen zu protestieren.

Die DEM-Partei rief richtigerweise kurzerhand zu Protesten auf und erklärte
in ihrer Pressemitteilung, dass Respekt vor den Wähler:innen eingefordert
werden soll. Der Co-Vorsitzende der DEM-Partei erklärte in einer Ansprache
in Wan: „Wan ist das Herz Kurdistans und die Menschen in Wan haben zu
Newroz, bei den Wahlen und heute hier auf diesem Platz deutlich gemacht,



dass die Forderung der Kurdinnen und Kurden nach Freiheit und Demokratie
nicht mit Gewalt und Zwangsverwaltung unterdrückt werden kann. Seit zwei
Wahlperioden  werden  unsere  Rathäuser  von  Treuhänder:innen
zwangsverwaltet und jetzt soll ein weiteres Mal der Willen der Bevölkerung
mit einem politischen und juristischen Komplott ausgeschaltet werden. Das
werden wir nicht zulassen. Dieser Putsch wird keinen Erfolg haben, wenn wir
trotz  Repression,  Knüppeln  und  Tränengas  weiter  zusammenhalten.  Wir
werden  die  von  uns  gewonnenen  14  Rathäuser  in  der  Provinz  Wan
verteidigen.“  Am selben Tag fand eine  Sondersitzung des  Vorstands  der
Partei statt, welcher auch der CHP-Abgeordnete Sezgin Tanrıkulu beiwohnte.
Straßenbarrikaden wurden errichtet und Tausende Menschen folgten diesem
Aufruf. Die Geschäfte in Wan blieben größtenteils geschlossen. Der Staat
reagiert mit massiver Gewalt und Repression und stürmt das Parteigebäude
der DEM. Doch der Protest weitete sich rasch aus: Weitere Städte, darunter
Colemêrg  (türkisch:  Hakkari),  Gever  (Yüksekova)  und  Amed  (Diyarbakir)
schlossen sich dem Ausstand an.

Die  Ausweitung der  Proteste  und der  Druck,  den sie  auf  die  Regierung
ausübten, hatten Erfolg:  Noch am Mittwoch, dem 3. April,  entschied der
Hohe  Wahlausschuss,  welche  zuvor  den  Kandidaten  der  AKP zugelassen
hatte, über den Einspruch der Partei DEM und beschloss, den Wahlsieger
Zeydan anzuerkennen.

Ein Funke ist entfacht
Die Proteste zeigen, dass sich das kurdische Volk seiner Stärke in diesem
Land bewusst ist. Sie zeigen aber auch die Schwäche der AKP und ihren
mangelnden Rückhalt in der Bevölkerung. Denn als die Regierung 2016 nach
den  Kommunalwahlen  in  den  mehrheitlich  kurdischen  Kommunen  die
Bürgermeister:innen  absetzte  und  durch  eigene  Kandidat:innen
zwangsverwalten  ließ,  brachen  ebenfalls  starke  Proteste  aus,  die  jedoch
blutig niedergeschlagen wurden. Über die Städte des stärksten Widerstandes
wurden Ausgangssperren verhängt, Journalist:innen der Zutritt verweigert
und  mehr  als  200  Menschen  ermordet.  Der  Versuch,  den  gewählten
Bürgermeister  der  DEM  in  Wan  abzusetzen,  ist  daher  ein  Versuch  der



Demonstration der Unterdrückung und Repressionsmaschinerie. Dass dies
innerhalb eines Tages wieder zurückgenommen wurde, zeigt aber auch die
Angst vor einer Ausweitung der Proteste und davor, dass der Funke des
Aufbegehrens weitere Gebiete erfassen und sich auch über ganz Kurdistan
ausbreiten könnte. Dabei sollten die Proteste nicht stehenbleiben, denn die
nächsten Wahlen sind erst in 4 Jahren. In der Zwischenzeit kann der Staat
trotzdem seine repressiven und unterdrückerischen Handlungen ausüben.
Denn eines muss klar sein: kein Vertrauen in staatliche Strukturen!

Die  DEM-Partei  kann  dabei  eine  tragende  Rolle  einnehmen und  hat  als
Massenpartei auch die Aufgabe, die aktuellen Proteste auszuweiten. Aufgabe
von reformistischen, aber auch radikalen kleinbürgerlichen Parteien ist es
dabei  nicht,  lediglich in Parlamenten und anderen Gremien Sitzplätze zu
gewinnen, sondern den Raum der Wahl zu nutzen,  um Bewegungen und
Forderungen publik zu machen. Sie muss Vorreiterin der aktuellen Proteste
sein und diese weiter über das ganze Land ausweiten.

Dabei muss sie aber vor allem versuchen, die Unterstützung der türkischen,
progressiven Teile der Arbeiter:innenklasse wieder für sich zu gewinnen,
denn  die  Unterstützung  der  kurdischen  Bevölkerung  hat  in  den  letzten
Wahlen stagniert. Gegen die Krisen, die Armut und Unterdrückung müssen
Gewerkschaften  unter  Druck  gesetzt  werden,  um  landesweit  für  ein
Sofortprogramm gegen die Preissteigerungen,  für  einen Mindestlohn und
Mindestrenten,  die die Lebenshaltung decken, und für eine automatische
Anpassung dieser an die Inflation zu kämpfen. Dies muss von Ausschüssen
der Gewerkschaften und Lohnabhängigen kontrolliert werden.

Um  dieses  Ziel  umzusetzen,  sind  politische  Massenstreiks  (bis  hin  zum
Generalstreik) sowie massive Demonstrationen notwendig, die von lokalen
Aktionskomitees organisiert und kontrolliert werden. Gegen die Repression
u n d  P r o v o k a t i o n e n  d u r c h  S t a a t  u n d  R e c h t e  m ü s s e n
Selbstverteidigungsorgane  gebildet  werden.

Es  kann  letztendlich  nur  eine  starke  Bewegung  der  Unterdrückten  und
Arbeiter:innen  gegen  die  zukünftigen   Komplotte  der  Regierung,  die
Wirtschaftskrise,  Unterdrückung  und  Armut  vorgehen.  Um  solch  eine



Bewegung aufzubauen, welche auch in den wirtschaftlich stärkeren Städten
im  Westen  des  Landes  die  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  für  sich
gewinnt, müssen die DEM und andere linke Parteien und Organisationen
anfangen, vermehrt Basisstrukturen in den Städten, an Unis und in Betrieben
aufzubauen. Auch die Basis der CHP muss angesprochen werden, um die
Politik  der  Partei  zu  entlarven,  welche  mittels  Rassismus  versucht,  die
Bevölkerung  zu  spalten,  und  deren  nationalistische  Ausrichtung  keine
Lösungen bieten kann. Vor allem aber müssen die Gewerkschaften in den
Kampf  gezogen  werden  –  ihnen  kommt  eine  Schlüsselrolle  bei  einer
wirklichen  Konfrontation  mit  der  Regierung  zu.

Es braucht außerdem Selbstverteidigungseinheiten der Unterdrückten- und
Arbeiter:innen,  die  die  Parteigebäude,  Rathäuser  etc.,  die  von  der  DEM
gewonnen wurden,  gegen Repression  verteidigen.  Die  Türkei  sitzt  schon
lange auf einem absteigenden Ast und es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis
die Bevölkerung den Druck von Armut, Hunger und Rassismus nicht mehr
aushalten  kann.  Aufflammende Bewegungen gegen die  Regierung dürfen
aber keine Hoffnung in die CHP vorheucheln und müssen die Unterdrückten
des Landes mit den Arbeiter:innen vereinen. Dies kann letztlich nur eine
revolutionäre  Arbeiter:innenpartei  auf  Grundlage  eines  revolutionären
Programms  vorantreiben.

Von Athen bis Berlin: Gerechte
Bildung muss erkämpft werden!
Von Jona Everdeen, Februar 2024

Seit  mehreren  Wochen  sind  jetzt  über  100  Universitäten  in  ganz
Griechenland  besetzt.  Jeden  Donnerstag  demonstrieren  zehntausende
Studierende  gegen  ein  neues  Gesetz  der  rechtskonservativ-neoliberalen
Regierung Mitsotakis, das vorsieht, künftig private Universitäten einzuführen
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und somit die öffentliche Bildung massiv zu untergraben. Wir solidarisieren
uns mit  diesen Protesten und rufen auf,  eine europaweite Bewegung für
gerechte  Bildung und gegen die  Folgen der  neoliberalen  Politik  der  EU
aufzubauen!

Privatisierung als Folge neoliberaler Politik
Die  Privatisierung  der  Bildung  muss  als  weiterer  Teil  der  massiven
Privatisierungswelle  betrachtet  werden,  die  Griechenland  in  den  letzten
Jahren erlebte.  So wurden u.a.  schon Eisenbahn,  Energieversorgung und
Immobilien  privatisiert.  Diese  radikale  neoliberale  Politik  wurde
Griechenland  in  Folge  der  Staatsschuldenkrise  aufgezwungen.  Mit
Maßnahmen, die als Wirtschaftskrieg bezeichnet werden können, zwang die
vom  kürzlich  verstorbenen  Wolfgang  Schäuble  angeführte  Troika  die
linksreformistische SYRIZA-Regierung dazu,  eine brutale Austeritätspolitik
zu akzeptieren. Hier taten die Reformist:innen wieder einmal, was sie am
besten können:  Die  Arbeiter:innenklasse  und Jugend verraten,  indem sie
entgegen der Referendumsentscheidung der Griech:innen vor dem Troika-
Terror  kapitulierten.  Mit  61,31  %  war  die  aufgezwungene  Sparpolitik
eigentlich  abgelehnt  worden,  doch  SYRIZA  versprach  viel,  täuschte  die
griechische Bevölkerung sogar hinsichtlich des desaströsen Zustandes des
Staates und machte letztendlich wenig. Die Folgen für Griechenland waren
fatal  und  prägen  das  Land  noch  immer  massiv:  Proletarische  und
kleinbürgerliche Massen verarmten, da Lohnkürzungen und der Abbau von
Arbeitsrechten erzwungen wurden. Die heutige rechte Regierung der Nea
Dimokratia hingegen privatisiert ganz von alleine munter vor sich hin, so wie
es eben jede bürgerlich-konservative Regierung tut.  Für die griechischen
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  sorgte  die  Austeritätspolitik  für  eine
massive Verschlechterung der Lebensbedingungen. Löhne sanken und Preise
für  Strom,  Miete  und  Lebensmittel  stiegen.  Die  massive  Krise  des
bürgerlichen  Staates  soll  also  auf  dem  Rücken  der  Armen  ausgetragen
werden. Auch für das katastrophale Zugunglück von Tembi 2023, bei dem 57
Menschen starben, ist die neoliberale Privatisierungspolitik verantwortlich,
da sie dafür sorgte, dass das Bahnsystem marode wurde. Die Ermöglichung
von Privatisierung im Bildungssektor ist nun der nächste Schritt in dieser



Reihe.  Die  Folgen für  Jugendliche  wären dabei  katastrophal.  So  würden
Investitionen in öffentliche Bildungseinrichtungen noch weiter zurückgehen
und es  würde eine riesige Kluft  entstehen zwischen denen,  die  sich die
Privatuni leisten können und denen, die mangels Geld gezwungen wären,
weiter eine öffentliche Uni zu besuchen. Langfristig öffnet das Gesetz sogar
die Möglichkeit dafür, dass höhere Bildung komplett privatisiert wird und
sich nur noch Leute mit viel Geld leisten könnten, überhaupt zu studieren.

Das Problem ist ein internationales!
Griechenland ist durch die Eurokrise eines der Länder, das besonders stark
von neoliberaler Austeritätspolitik, diktiert durch die EU, betroffen ist. Das
liegt  auch  daran,  dass  es  aufgrund  der  massiven  wirtschaftlichen
Abhängigkeit  in  einem  halbkolonialen  Verhältnis  zu  Deutschland  und
Frankreich steht. Doch alleine ist Griechenland mit dem Problem nicht. Im
Gegenteil, ganz Europa und große Teile der Welt sind mehr oder weniger
stark betroffen! Ob Deutschland oder Italien, Griechenland oder Österreich:
In quasi  jedem europäischen Land hat es,  von der EU massiv befördert,
zahlreiche  Privatisierungen  gegeben.  Von  Gebäuden  über  Infrastruktur,
öffentliche Dienstleistungen wie das Gesundheitssystem bis hin zur Bildung.
Die Angriffe auf Schüler:innen und Studierende nehmen dabei immer weiter
zu, sei es auf die direkte und spürbarste Art durch die Privatisierung, oder
aber  auch  etwas  indirekter  durch  Unterfinanzierung,  die  zu  maroden
Schulgebäuden und viel zu wenig Personal führt. Auch Preissteigerungen für
Mensaessen oder Lernmaterialien machen gute Bildung immer weiter  zu
einem  Privi leg  der  wenigen  bessergestel lten  Schichten  der
Arbeiter:innenklasse und des Kleinbürger:innentums und der Reichen selbst.
Dazu kann man zunehmende Repressionen gegen linkspolitische Meinungen
und Aktivitäten an den Schulen und Universitäten beobachten, wie z. B. bei
der  Unterdrückung  jeglicher  Palästina-Solidarität  in  Deutschland  oder
Italien.  Die  strukturelle  Krise  des  Kapitalismus zwingt  die  Staaten dazu,
einerseits  an  der  Bildung  zu  sparen,  andererseits  aber  auch  die
Schüler:innen  und  Studierenden  auf  die  verschärfte  Ausbeutung  am
zukünftigen  Arbeitsplatz  vorzubereiten  und  dabei  die  Linie  des  Staates
ideologisch zu festigen. Das ist zwar auch ein grundsätzliches Merkmal von



Bildung  im  Kapitalismus,  da  so  die  vorherrschenden  Ideen  reproduziert
werden, jedoch ist es in Krisenzeiten noch einmal massiver vonnöten, um
jeglichen Widerstand zu brechen. Uns ist dabei bewusst, dass Bildung im
Kapitalismus eben nie das Ziel hat, uns wirklich zu bilden und in unseren
Stärken zu fördern, sondern nur gehörige Arbeiter:innen zu schaffen, welche
sich ohne Aufschrei ausbeuten lassen sollen. Dass eine gerechte Bildung mit
neoliberaler Politik also nicht vereinbar ist, sollte allen klar sein.

Doch was braucht es stattdessen?
Neben einer kompletten Verstaatlichung der Bildung, also dem sofortigen
Stopp  aller  Bildungsprivatisierung  und  der  Verstaatlichung  aller  bereits
existierender  Privatschulen  und  Unis  sowie  der  Streichung  jeglicher
Gebühren  für  Bildung,  braucht  es  deshalb  auch  ein  komplett  neues
Bildungssystem. Eins, das von Lehrenden und Lernenden sowie Organen der
Arbeiter:innenklasse demokratisch geplant und verwaltet wird, anstatt dass
ein Bildungsministerium oder ein autoritärer Unisenat entscheidet, was und
wie  wir  zu  lernen  haben!  Dazu  braucht  es  auch  ein  Ende  des
Konkurrenzsystems unter den Lernenden, das sich vor allem in der Benotung
ausdrückt.  Kostenloses Mensaessen,  Unterrichtsmaterialien und Nachhilfe
sind  darüber  hinaus  nötig,  damit  wirklich  niemand  in  Schule  oder  Uni
aufgrund  fehlender  finanzieller  Mittel  benachteiligt  wird  und  die
Verdrängung ins Private nicht weiter patriarchale Strukturen fördert, welche
Mütter durch unentlohnte Hilfe bei den anfallenden Hausaufgaben und das
Schmieren von Pausenbroten zusätzlich ausbeuten! Zusammenfassend lässt
sich sagen: Wir wollen und brauchen eine Bildung, die uns nicht für den
Konkurrenzkampf des Kapitalismus und die harte Realität der Lohnarbeit im
Kapitalismus formt, sondern uns ermöglicht, nach unseren Interessen und
Fähigkeiten entsprechend weiterzubilden!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung  in
Kampfeinheit mit den Arbeiter:innen!
Die Angriffe auf unsere Bildung und somit direkt auf uns als Jugendliche, als
Schüler:innen und Studierende, sind Ergebnis der kapitalistischen Krise und



des  Neoliberalismus.  Diese  Spielart  des  kapitalistischen  Regierens  ist
international vorherrschend und wird durch die EU und BRD befeuert, wenn
nicht gleich ihren Mitgliedern aufgezwungen. Er greift dabei nicht nur uns
an,  sondern  auch  und  ganz  besonders  die  Arbeiter:innen,  deren
Lebensbedingungen  in  Folge  von  Privatisierungen  und  anderen
Spaßmaßnahmen immer schlechter werden. Um die Krise zu überwinden, die
neoliberalen  Angriffe  zurückzuschlagen  und  eine  gerechte  Bildung  zu
erkämpfen, müssen wir darum eine Bewegung aufbauen, die sich neben uns
als Schüler:innen, Auszubildende und Studierende auch und gerade auf die
Arbeiter:innen und ihre Organisationen, die Gewerkschaften, stützt. Dafür
müssen wir in den Gewerkschaften gegen die Taktik der Sozialpartnerschaft,
des faulen Kompromisses mit Bossen und Regierung kämpfen. Wir müssen
die reformistischen Parteien, die ihre Basis in der Arbeiter:innenbewegung
haben, wie z. B. die Linkspartei in Deutschland oder SYRIZA in Griechenland,
dazu auffordern,  sich einer  Einheitsfront  gegen die  neoliberalen Angriffe
anzuschließen. Im gemeinsamen Kampf müssen wir dann aufzeigen, dass die
reformistischen  Führungen  sie  nicht  von  den  Auswirkungen  neoliberaler
Politik und der tagtäglichen Hölle des Kapitalismus befreien werden können.
Es reicht nicht, wenn dies nur in einem Land geschieht, besonders nicht
innerhalb der  EU.  Denn es  war die  EU,  angeführt  von Deutschland,  die
SYRIZA 2014 zur Kapitulation und Annahme der Troika-Diktate zwang. Das
wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht nur in Griechenland, sondern auch
in Deutschland Generalstreiks stattgefunden hätten, die Schäuble aus dem
Amt gejagt und seine Austeritätspolitik auch in Deutschland beendet hätten!
Um  in  Zukunft  siegen  zu  können,  Privatisierungen,  Austerität  und
Kapitalismus  zu  beenden  und  eine  gerechte  Bildung  sowie  ein  besseres
Leben für uns alle zu erreichen, braucht es eine internationale Jugend- und
Arbeiter:innenbewegung  im  engem  Bündnis,  welche  geeint  dem  Kampf
gegen „unsere“ jeweiligen Staaten und die EU führen! Hier in Deutschland
als führende Macht in der EU gilt es sich besonders mit allen von deutscher
Politik  Betroffenen  zu  solidarisieren  und  sich  gegen  die  „eigenen“
Imperialisten  zu  stellen.  Nur  eine  europaweite  Massenbewegung  mit
revolutionärer  Führung  kann  die  Basis  dafür  sein,  das  kapitalistisch-
neoliberale  Europa  zu  Fall  zu  bringen  und  durch  die  vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa  zu  ersetzen!



AfD zerschlagen statt verbieten!
von Flo Weitling, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Mehr als eine Viertelmillionen Menschen waren am 21.01.24 gegen die AfD
auf der Straße und haben lautstark deutlich gemacht, was sie von Rassismus,
Queerfeindlichkeit,  Sexismus,  Neoliberalismus und Antisemitismus halten!
Dass diese Massenproteste plötzlich entflammt sind, ist kein Wunder, denn
die  AfD  ist  auf  dem  Vormarsch.  Von  radikaler  Linke,  Regierungs-  und
Oppositionsparteien bis hin zu verschiedensten bürgerlichen Akteuren steigt
die Angst, dass die Rechtspopulist:innen in den anstehenden Landtagswahlen
im Osten, bei der Europawahl und auch bei der Bundestagswahl nächstes
Jahr Wahlgewinne erzielen werden. Migrant:innen, queere Menschen und
Linke fürchten die Repressionen, die sich aus einer Regierungsbeteiligung
oder starken Opposition der AfD ergeben könnten. Aus diesem Klima von
Angst  und  Unsicherheit  erwächst  nun  eine  Forderung,  die  schnell  an
Popularität  gewonnen  hat:  Das  Parteiverbot  der  AfD.  Doch  wie  sollten
radikale  Linke  zu  einem  Parteiverbot  stehen  und  kann  ein  solches  die
Rechten auf ihrem Vormarsch stoppen? In dem Artikel wollen wir darauf
eingehen und  eine  Antwort  liefern,  wie  ein  wirklicher  Kampf  gegen  die
Rechtspopulist:innen aussehen sollte.

Kann man die AfD überhaupt verbieten?
Die Antwort  darauf  ist:  theoretisch schon,  auch wenn unklar  ist,  ob das
Programm  der  AfD  nicht  zu  schwammig  formuliert  ist,  um  ihr
Verfassungsfeindlichkeit  juristisch  nachzuweisen.  Dafür  müssten  die
Bundesregierung, Teile des Bundesrats oder Bundestags erst einmal Klage
beim Bundesverfassungsgericht einreichen. Wenn dieses entscheidet, dass
die Partei gegen die „freiheitlich-demokratische Grundordnung“ agiert und
somit  verfassungsfeindlich  ist,  kann  diese  verboten  werden.  In  der
Geschichte  der  BRD  wurden  bis  jetzt  zwei  Parteien  verboten:  die
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Nachfolgepartei der NSDAP (SRP) und auf derselben rechtlichen Grundlage
kurz darauf auch die stalinistische KPD.

Die  Geschichte  hat  uns  somit  einmal  mehr  vor  Augen  geführt,  warum
Kommunist:innen  nicht  für  Parteiverbote  eintreten  sollten:  Denn  jede
Ausweitung seines rechtlichen Handlungsspielraums zur Repression bietet
dem Staat die Möglichkeit, gegen Linke vorzugehen. Hintergrund dessen ist
das verquere Bild, es existiere eine „demokratische politische Mitte“, die von
den extremistischen Rändern von rechts und links gleichermaßen bedroht
werde und gegen die sich die Demokratie, beispielsweise mit Parteiverboten,
verteidigen müsse. Damit wird zum einen Rechts und Links gleichgesetzt, so
als ob es keinen Unterschied mache, ob Menschen Geflüchtetenunterkünfte
in Brand setzen oder davor stehen, um eben das zu verhindern. Zum anderen
verschleiert die Idee vom Hufeisen mit den extremistischen Rändern, dass
rechte Ideen in eben jener „demokratischen Mitte“ produziert werden und
allgemeine  demokratische  Rechte  hingegen  eine  Errungenschaft  linker
Kämpfe  ist.

Ein oft angeführtes Beispiel, um auch den möglichen Erfolg eines solchen
Verfahrens zu untermauern, sind die Parteiverbotsverfahren gegen die NPD
(heute: Die Heimat). Am Ende des zähen und jahrelangen Verfahrens kam
das Bundesverfassungsgericht zu dem Entschluss, dass ein Verbot wegen der
fehlenden  Relevanz  der  NPD  nicht  umgesetzt  werden  muss.  Die  AfD
unterscheidet sich natürlich in mehreren Punkten von der NPD. Entgegen
der  offen  faschistischen  NPD versucht  die  AfD rechtsextreme Positionen
nicht  durch  faschistische  Milizen  auf  der  Straße,  sondern  durch  den
bürgerlich-demokratischen Staat  zu drücken.  Wie das praktisch aussehen
kann, sieht man z.B. in der Meloni-Regierung in Italien. Darüber hinaus stellt
die AfD durch ihren Einfluss und Größe ein viel größere Gefahr dar als die
Nazi-Kleinpartei.

Doch was würde ein Verbot bringen?
Was viele Befürworter:innen des AfD-Verbots anführen, sind die Vorteile, die
ein solches Parteiverbot mit sich bringen würde. Allen voran der Wegfall der
Finanzierung, Vermögen und Räume, die sonst weiterhin extreme Rechte



nutzen  können.  Darüber  hinaus  würden  die  Strukturen  der  Rechten
angegriffen und auch die Teilnahme an Wahlen vorerst (!) erschwert werden.
Doch obwohl wir uns dann erstmal nicht mehr das hässliche Blau der AfD
ansehen müssten, hat das Ganze für uns mehr Nachteile als Vorteile.

Denn  so  ein  Verfahren  würde  ziemlich  sicher  nicht  in  ein  paar  Tagen
abgeschlossen  werden,  denn  auch  wenn  das  Verbot  dieser  Partei  die
Teilnahme an  Wahlen  verhindern  würde,  bis  zu  den  Landtagswahlen  im
Osten und auch bei der Europawahl wird das Ganze nicht umgesetzt werden.
Darüber hinaus werden die Hunderttausenden, die aktuell auf den Straßen
sind, dadurch in eine passive Haltung gebracht, denn es erscheint so, als sei
der einzige Weg, der AfD Einhalt zu gebieten, in den bürgerlichen Staat und
seine  Gerichte  zu  vertrauen.  Doch  spätestens  seit  den  staatlichen
Verstrickungen in  die  rassistischen Morde des  NSU oder  der  faktischen
Abschaffung des Rechts auf Asyl durch die aktuelle Bundesregierung wissen
wir, dass der bürgerliche Staat keinen Verbündeten im Kampf gegen Rechts
darstellen kann. Im Kapitalismus ist der Zweck des Staates die Absicherung
der  bürgerlichen  Eigentumsverhältnisse.  Wie  rechtspopulistisch  oder  wie
faschistisch  die  Politik  dieses  bürgerlichen  Staates  in  der  konkreten
historischen Situation ausfällt, hängt letztlich von diesem Zweck ab, nämlich
der Absicherung der bürgerlichen Eigentumsverhältnisse. So kann derselbe
Staat, der heute noch „vielfältig“, „demokratisch“ und „solidarisch“ sein will,
in  e iner  revolut ionären  Si tuat ion,  in  der  d ie  organis ierte
Arbeiter_Innenklasse diese Eigentumsordnung bedroht,  seine faschistische
Fratze offenbaren.

Der Kampf gegen die AfD kann also nicht mit Staat und Kapital, sondern nur
gegen  diese  erfolgreich  sein.  So  ist  die  AfD  nicht  Ursache  des
gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks, sondern ein Produkt dessen. Somit ist
also auch nicht der Rechtsruck weg, nur weil die AfD potenziell  von der
Bildfläche  verschwinden  könnte.  Die  Ursachen  des  Rechtsrucks  liegen
vielmehr  in  den  Auswirkungen  der  Weltwirtschaftskrise  2007/2008,  der
Niederlage  linker  internationaler  Massenbewegungen,  der  Passivität  der
Gewerkschaften angesichts der sozialen Angriffe und den gesellschaftlichen
Abstiegsängsten der kleineren Kapitalfraktionen und des Kleinbürgertums.



Der Rechtsruck lässt  sich also nicht verbieten,  er lässt  sich samt seinen
materiellen  Ursachen nur  mithilfe  einer  organisierten antikapitalistischen
Perspektive überwinden.

Wer fordert das Verbot eigentlich und warum?
Nach Offenbarung des Geheimtreffens in Potsdam bildeten sich Bündnisse
von Jusos, Grüner Jugend, Gewerkschaften bis hin zu zahlreichen NGOs, um
unter Mottos wie „Demokratie stärken“ Demonstrationen und Kundgebungen
zu organisieren. Wie schon an dieser Forderung zu sehen ist, verharren diese
in einem recht bürgerlichen Rahmen und greifen die AfD schlichtweg als
undemokratische  Kraft  an.  Diese  Darstellung  nutzen  die  anderen
bürgerlichen  Parteien,  um  sich  als  die  „Besseren“  oder  die  „wahren
Demokrat:innen“ zu profilieren,  während erst  am letzten Donnerstag das
Asylgesetz durch die Bundesregierung verschärft wurde. Die AfD konnte nur
stark werden, in einem politischen Klima, in dem eine Ampelkoalition und
vorherige  Bundesregierungen  Rassismus  verbreiten,  Geflüchtete
entmenschlicht  und  migrantische  Kämpfe  (wie  zB.  die  palästinensische
Solidaritätsbewegung) kriminalisieren. Während sich Grüne, SPD, FDP und
Teile der CDU am Rassismus der AfD abarbeiten, haben sie, wo immer sie in
der Regierungsverantwortung standen, Forderungen der AfD umgesetzt. Der
bürgerliche  Staat  kann  den  Rechtsruck  in  der  Gesellschaft  selbst  nicht
aufhalten, sondern ist Teil seiner Grundlagen. Genauso wie der tagtägliche
Schrecken, welcher der bürgerliche Staat mit sich bringt, ob Abschiebung,
Polizeigewalt,  Ausbeutung  am  Arbeitsplatz  oder  Unterdrückung
verschiedener  gesellschaftlicher  Gruppen.

Doch was braucht es dann?
Zusammengefasst liegt der Erfolg der AfD nicht an der Partei selbst, sondern
ist nur ein Symptom der gesellschaftlichen Entwicklung nach rechts, welche
ihren Ursprung in der Krise und der Schwäche der politischen Linken hat.
Ihre  soziale  Basis  hat  die  AfD  im  krisengeschüttelten  und  von
Abst iegsängsten  bedrohten  K le inbürger tum  und  auf  den
binnenmarktorientierten  kleineren  Teilen  des  Kapitals.  Doch  auch  unter



prekarisierten Arbeiter:innen bekommt die Partei Zulauf. Nach der Pandemie
und der  damit  einhergehenden Wirtschaftskrise  ebenso wie  der  Inflation
nach dem Ausbruch des Ukraine-Krieges sind viele Teile der Gesellschaft
ärmer  geworden.  Wir  sehen  eine  Welt  in  Trümmern  sowie  Lohn-  und
Jobverlust  bei  großen  Teilen  den  arbeitenden  Bevölkerung,  während  die
Linkspartei  es  nicht  auf  die  Reihe  bekommt,  ein  ordentliches  Programm
gegen Krieg und Krise aufzustellen. Durch fehlende Angebote der Linken
wenden sich dann die verunsicherten Kleinbürger:innen und Arbeiter:innen
bei  der  Suche nach der  Ursache des  Problems den Rechten zu,  die  ein
utopisches  „Zurück“  zur  Vergangenheit  versprechen.  Doch  diese  ganze
Ordnung,  die  den  Rechtsruck  erst  hervorgebracht  hat,  wird  tagtäglich
aufrechterhalten  durch  eben  den  bürgerlichen  Staat,  welcher  jetzt
angebettelt  wird,  die  Probleme,  die  er  selbst  schafft,  zu  bekämpfen.

Doch nur, weil eine illusorische Forderung wie das AfD-Verbot die aktuellen
Massenproteste dominiert, heißt das auf gar keinen Fall, dass wir ihnen den
Rücken zukehren. Vielmehr müssen wir dort in voller Stärker am Start sein
und die Perspektive einer Arbeiter:inneneinheitsfront im Kampf gegen die
AfD  aufwerfen.  Als  Jugendorganisation  müssen  wir  uns  den  Rechten
schließlich in den Weg stellen, wo immer sie auftauchen. Doch allein durch
Blockadeversuche und große Demos werden wir sie noch nicht aufhalten
können.  Wir  müssen  den  Kampf  gegen  Rassismus  auch  mit  sozialen
Forderungen,  wie  höheren  Mindestlöhnen  für  alle  oder  bezahlbarem
Wohnraum verknüpfen, um auch die materiellen Ursachen des Rechtsrucks
anzugreifen.  Gleichzeitig  darf  Antirassismus  kein  Lippenbekenntnis  sein,
sondern  benötigt  Organe  des  Selbstschutzes  von  Betroffenen  und
Unterstützer:innen.  Die  einzige  Kraft,  die  dem  Rechtsruck  durch  ihre
besondere  Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess  die  Grundlage
entziehen kann, ist die organisierte Arbeiter:innenklasse. Obwohl bereits in
vielen Anti-AfD-Bündnissen Gewerkschaften dabei sind, dürfen diese es nicht
beim  symbolischen  Unterzeichnen  des  Demoaufrufs  belassen.  Vielmehr
müssen die Gewerkschaften ihre Basis aktiv zu den Protesten mobilisieren
und zum Streik gegen die sozialen Angriffe aufrufen. Doch die bewusstesten
Teile der Arbeiter:innenklasse organisieren sich nicht nur in Gewerkschaften,
sondern auch in der Linkspartei und linken SPD-Gliederungen. Diese müssen



wir  zur  gemeinsamen  Aktion  mit  Migrant:innenorganisationen  und  der
radikalen  Linken  gegen  AfD,  Asylrechtsverschärfungen  und  Sparpläne
auffordern. In der gemeinsamen Aktion gilt es sie von einer revolutionären
Perspektive zu überzeugen und mit ihrem reformistischen Bewusstsein zu
brechen.  Was  es  letztlich  braucht  ist  ein  revolutionäres  Programm  der
Jugend und Arbeiter:innenklasse, welches eine echte Perspektive gegen den
Rechtsruck und somit der Krise bietet.

Wir fordern:

Unabhängige  Antidiskriminierungsstellen  an  Schulen,  Unis  und
Betrieben!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitenden Lohnskala!
Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Profit aus
der Krise schlagen!
Für demokratisch aufgebaute antirassistische Selbstschutzkomitees!
Kampf  der  AfD heißt  Kampf  dem Kapital!  Für  ein  revolutionäres
Programm der Jugend und Arbeiter:innenklasse!

Bauernproteste:  Subventionen
erhalten  auf  Kosten  der
Reichen!
von  Susanne  Kühn,  Januar  2024,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der
Gruppe Arbeiter:innenmacht
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Vom  8.  –  12.  Januar  werden  Tausende  Bauern  und  Bäuerinnen  mit
Fahrtkolonnen,  Sternfahrten  zu  größeren  Städten  und  Blockaden  von
Autobahnzufahrten und zentralen Verkehrsknoten immer wieder Teile des
Landes  lahmlegen.  Am  15.  Januar  schließt  die  Aktionswoche  mit  einer
zentralen Kundgebung in Berlin, um der Ampel den Marsch zu blasen.

Den unmittelbaren Auslöser für die Proteste bildete die geplante Streichung
der  Subventionen  beim Agrardiesel  und  der  KfZ-Steuerbefreiung  für  die
Landwirtschaft. Diese belaufen sich für das Jahr 2024 auf insgesamt ca. 440
bzw. 485 Millionen Euro. Für einen durchschnittlichen Betrieb würde sich
die Streichung der Vergünstigungen auf 4.000 – 5.000 Euro pro Jahr belaufen
bei  einem  durchschnittlichen  Jahresgewinn  von  82.000  Euro  im
Wirtschaftsjahr  2021/22  bzw.  115.400  Euro  im  Jahr  2022/23.

Damit steht sicherlich nicht „die Landwirtschaft“ auf der Kippe, wohl aber
würden die  Streichungen vor allem die kleineren und mittleren Betriebe
treffen, da diese natürlich weniger Gewinn machen, weniger Reserven haben
und auch mehr Sprit im Verhältnis zur ihrer Agrarfläche verbrauchen. Für
diese  landwirtschaftlichen  Unternehmen  stellt  die  Streichung  der
Subventionen  eine  erhebliche  Einkommenseinsbuße  dar  –  zumal  die
Steigerung der Durchschnittsgewinne landwirtschaftlicher Unternehmen in
den letzten Jahren selbst  Resultat  eines dauerhaften Zentralisations-  und
Konzentrationsprozesses  ist.  Gab  es  im  Jahr  2020  noch  440.000
Unternehmen  im  Agrarsektor,  so  waren  es  2020  noch  260.000.

Zweifellos  ist  die  Empörung  und  Wut  der  kleineren  und  mittleren
Landwirt:innen über die Streichungen und die dazukommende schrittweise
Abschaffung  der  Subventionen  für  den  KfZ-Diesel  nachvollziehbar  und
berechtigt. Diese kleinbürgerliche Schicht wird längst ökonomisch von einem
immer unhaltbareren Agrarsystem an den Rand gedrückt, da vor allem die
Interessen  der  großen  Betriebe,  vor  allem  aber  der  Agrarindustrie  und
Handelskonzerne im globalen Wettbewerb bedient werden. Zugleich sollte
auch  niemand  die  Protestaktionen  als  Proteste  der  „Kleinbäuer:innen“
idealisieren. Geführt werden sie von den großen Wirtschaften, die auch den
Bauernverband dominieren, politisch eng an CDU/CSU hängen und an einem
auf  Subventionen basierenden aberwitzigen  Agrarsystem.  Diese  sind  eng



verbunden  mit  direkten  Kapitalinteressen  und  einer  über  Jahrzehnte
etablierten  Agrarpolitik,  die  die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  und
europäischen  Agrarproduktion  sichert  und  für  relativ  günstige  Preise  in
Supermärkten sorgt, die letztlich wiederum durch Massensteuern finanziert
werden.

In den letzten Wochen ging der Bauernverband zudem ein enges Bündnis mit
dem Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL), der
einen großen Teil des Transportgewerbes vertritt, ein. Die Aktionswoche vom
8.  –  12.  Januar  wird  von  beiden  Verbänden  durchgeführt.  Während  der
Bauernverband weiter  die  Rücknahme der Streichung aller  Subventionen
will,  fordern  die  Transportunternehmen  „Geld  für  intakte  Straßen  und
Brücken,  Lkw-Stellplätze  und  verlässliche  Förderprogramme  für  einen
klimafreundlichen  Straßengüterverkehr“.

Am rechten Rand der Proteste machen sich zudem Verbände wie die sog.
„Freien  Bauern“  und  andere  reakt ionäre  kle inbürgerl iche
Standesvereinigungen breit. Die AfD und auch Nazi-Organisationen wie die
Freien Sachsen suchen die Verbindung zu diesem „Volkswiderstand“ und
mischen den Ruf nach billigem Diesel mit dem nach noch billigerem Blut und
Boden.

Aktionen gehen weiter
Angesichts  der  Aktionen  des  Bauernverbandes  im  Dezember  nahm  die
Ampel-Koalition die Kürzung der KfZ-Steuerbefreiung vollständig zurück. Die
Begünstigung für den KfZ-Diesel soll 2024 nur zu 40 % gekürzt und dann
schrittweise bis 2026 abgeschafft werden. Das lehnt der Bauernverband ab,
der an der Spitze der Proteste steht und bundesweit  die weitaus größte
Interessenvertretung bildet. Auch wenn die Bundesregierung jammert, dass
die  geplanten  Blockaden und Sternfahrten  „unverhältnismäßig“  seien,  so
sieht  der  Bauernverband  zu  Recht  die  Chance,  sämtliche  Forderungen
durchzusetzen.

Gemeinsam mit BGL und unterstützt von CDU, CSU und Freien Wählern
wollen sie die Ampel-Koalition weiter vor sich hertreiben. Auch wenn der



Bauernverband gebetsmühlenartig  betont,  dass  die  Proteste  „unpolitisch“
wären,  so  befindet  er  sich  faktisch  im  Bündnis  mit  den  konservativen
Oppositionsparteien.

Diese Kräfte haben (noch) kein Interesse an einem Bündnis mit den rechten
Bauernverbänden  wie  den  sog.  Freien  Bauern  oder  Teilen  von
„Landwirtschaft  schafft  Verbindung“.  Daher  distanzieren  sich  der
Bauernverband und seine konservativen Verbündeten auch von den rechten
Protestaktionen wie der Blockade von Habeck in Schleswig-Holstein, denn
schließlich  wollen  CDU  und  CSU  nicht  das  System  „stürzen“,  sondern
übernehmen.

Der Bauernverband hofft so, außerdem seine eigene Vormachtstellung unter
der Bäuer:innenschaft  wieder zu festigen,  die in den letzten Jahrzehnten
eigentlich  schwächer  wurde.  Phasenweise  hatten  die  Grünen  Einfluss
gewonnen; die können zurückgedrängt werden. Zugleich machen sich immer
wieder  auch  die  inneren  Gegensätze  unter  „der“  Bäuer:innenschaft
bemerkbar. Diese reicht schließlich von großen Agrarunternehmen bis hin zu
noch  relativ  kleinen  Landwirt:innen,  ist  also  klassenmäßig  durchaus
heterogen.  Darüber  hinaus  unterminieren auch Interessengegensätze  wie
z. B. zwischen konventionellen und Öko-Landwirtschaften die „Einheit“ des
Verbandes.

Der  Angriff  auf  die  Agrarsubventionen dient  daher  auch als  Mittel,  eine
Einheit  herzustellen,  die  es  bei  früheren Protesten,  z.  B.  gegen die  EU-
Glyphosat-Verordnung  nicht  gab,  als  Bäuer:innen  auf  unterschiedlichen
Seiten der Barrikaden standen.  Indirekte Steuern und Agrarsubventionen
stellen  hingegen  traditionell  ein  Mittel  dar,  eine  Einheit  zwischen
klassenmäßig  heterogenen  Kräften  wie  Kleinunternehmen  und
Agrarkonzernen  herzustellen.  Höhere  Steuern  und  Belastungen  seien
schließlich ein Angriff auf alle Unternehmen. Wie die Subventionen finanziert
werden, wird dabei bewusst außen vorgelassen. Dabei liegt gerade hier der
Hase  im  Pfeffer,  denn  unter  den  aktuellen  Bedingungen  müssen  diese
natürlich aus Steuermitteln finanziert  werden –  und diese kommen nach
Jahrzehnten  der  Umverteilung  der  Steuerlast  auf  die  Lohnabhängigen
natürlich  vor  allem  von  diesen.



Daher müsste eine linke Haltung zu den Forderungen der Landwirt:innen
folgendermaßen aussehen: Nein zu den Subventionsstreichungen, da diese
tatsächlich  die  Existenz  der  kleineren  Betriebe  bedrohen  und  massive
Einkommenseinbußen bedeuten. Diese Maßnahmen müssten aber durch eine
progressive Besteuerung der Unternehmensgewinne – auch im Agrarsektor –
finanziert  werden.  So  wäre  es  möglich,  einen  Keil  zwischen  die
verschiedenen  Schichten  der  Landwirt:innen  zu  treiben  und  die
Vormachtstellung  der  Großbäuerinnen/-bauern  und  des  Agrarkapitals
anzugreifen.

Die  Grenzen  der  kapitalistischen
Agrarbranche
Die  aktuelle  Protestbewegung  reflektiert  auch  eine  tiefe  Krise  des
bestehenden landwirtschaftlichen Systems in Deutschland und der EU, der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Die Subventionen oder Vergünstigungen in
diesem  Sektor  bilden  mittlerweile  einen  zentralen  Bestandteil  der
Einkommen landwirtschaftlicher Betriebe in Deutschland (und der gesamten
EU). So zogen die landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe in Deutschland
ungefähr die Hälfte ihres Einkommens aus Direktzahlungen und anderen
Zuschüssen.

Auch  wenn  in  bestimmten  Sektoren  kleiner  Landwirt:innen,  z.  B.  bei
einzelnen  Nebenerwerbsbauern/-bäuerinnen  das  sogar  90  %  ausmachen
kann,  so  werden  die  Großbetriebe  (z.  B.  in  Ostdeutschland)  sowie
Agrarholdings  (also  große  Investor:innen)  von  diesem  System
überdurchschnittlich  begünstigt.

Dieses Subventionssystem ist selbst ein Resultat der inneren Tendenzen der
kapitalistischen  Landwirtschaft.  Die  Preise  für  zentrale  Produkte  (z.  B.
Getreide, Futtermittel, Rinder- und Schweinefleisch, Milchprodukte) werden
auf dem Weltmarkt bestimmt. Die Agrarproduktion selbst ist natürlich auch
auf ihn ausgerichtet.

Um die Wettbewerbsfähigkeit deutscher oder europäischer Produzent:innen
zu  sichern,  pumpen  die  EU  und  Deutschland  seit  Jahren  Milliarden  an



Subventionen  in  diesen  Bereich.  Solcherart  (und  aufgrund  der  höheren
Produktivität einer industrialisierten Landwirtschaft) kann der europäische
Agrarexport  halbkoloniale  Konkurrenz  verdrängen  und  sogar  deren
Inlandsmärkte  erobern.

Einen  eng  damit  verbunden  Bestimmungsfaktor  der  gesamten
landwirtschaftlichen Produktion bilden die Lieferant:innen von Maschinen,
Saatgut, Düngemitteln etc. sowie die Abnehmer:innen (große Agrarkonzerne
und  Handelsunternehmen).  Im  Unterschied  zur  Bäuerinnen-/Bauernschaft
sind diese hochgradig konzentriert, bestimmen wenige Konzernen nationale
und  internationale  Märkte,  können  also  den  landwirtschaftlichen
Produzent:innen  Preise  diktieren.

Ohne Subventionen würden die Bauern und Bäuerinnen entweder nicht mehr
erhalten  als  diese  Preise,  viele  Betriebe  wären  längst  pleite,  die
Zentralisation in der Landwirtschaft noch viel weiter fortgeschritten. Oder
sie wären in der Lage, höhere Preise zu verlangen, was massiv steigende
Nahrungsmittelpreise zur Folge hätte, die von der Masse der lohnabhängigen
Konsument:innen zu bezahlen wären. Um beides zu verhindern, wirken die
Agrarsubventionen  wie  ein  Reparaturbetrieb,  der  ständig  nach  mehr
Subventionen, mehr Stützen schreit,  weil  für ein im Grunde aberwitziges
System eigentlich immer mehr Subventionen nötig werden. Hinzu kommt,
dass relativ geringe Lebensmittelpreise auch den Wert der Ware Arbeitskraft
senken, so dass sich auch Lohnabhängige in prekären Verhältnisse noch über
Wasser halten können. Das heißt, das bestehende Agrarsystem erleichtert
auch die Umsetzung und Durchsetzung neoliberaler Arbeitsmarktreformen.

Die  aktuellen  Proteste  bringen  auch  einen  Unmut  breiter  Schichten  der
Landbevölkerung mit diesem System zum Ausdruck, das immer schwerer zu
finanzieren ist und den Konzentrationsprozess in der Landwirtschaft zwar
bremst,  keinesfalls  aber  aufhält.  Zweitens  steht  dieses  System  jeder
einigermaßen  vernünftigen  Reorganisation  der  Landwirtschaft  im  Sinne
ökologischer  Nachhaltigkeit  direkt  entgegen.

Es ist daher eine gewisse Paradoxie, dass bei den aktuellen Protesten gerade
solche Kräfte an der Spitze stehen – CDU/CSU, aber auch der Deutsche



Bauernverband –, die über Jahrzehnte dieses milliardenschwere System auf-
und ausgebaut und gegen jede Kritik verteidigt haben; ein System, das vor
allem  dem  Agrarkapital  sowie  den  großen  Konzernen  im  Handel
Milliardenprofite  sichert.

Innerhalb  der  Bauern-/Bäuerinnenschaft  bildet  sich  schon  länger  ein
kleinbürgerlicher Widerstand gegen diese Politik des Bauernverbandes. Mit
der Expansion der ökologischen Landwirtschaft profitierten einige Zeit die
Grünen davon. Doch die Illusionen in deren „andere“ Politik sind bei vielen
verblasst, was auch erklärt, warum in der gegenwärtigen Situation Habeck
und die Grünen und nicht Lindner und die FDP zur ersten Zielscheibe des
Hasses gerieten. Der andere Grund liegt darin, dass seit etlichen Jahren auch
eine  reaktionäre,  kleinbürgerliche,  rechte  und  nationalistische  Kritik  am
Bauernverband stärker geworden ist. Diese lehnt Subventionen grundsätzlich
ab und tritt für eine „echte“, das heißt kleinbäuerliche Marktwirtschaft ein,
will  zurück zur Einheit  von Hof,  Land und Eigentum. Um die „ehrliche“
deutsche  Landwirtschaft  zu  retten,  soll  sie  von  der  internationalen
Konkurrenz abgeschottet werden. Es sind diese utopischen und gleichzeitig
reaktionären  Tendenzen,  die  von  den  Rechten,  von  AfD  oder  auch
Faschist:innen aufgegriffen werden. Darin sind sie nicht erfolglos, obwohl sie
selbst kein auch nur einigermaßen schlüssiges Konzept vorzuweisen haben.
Die  AfD  fordert  sogar  die  Streichung  aller  Subventionen  in  der
Landwirtschaft,  was,  würde  es  auf  einmal  umgesetzt,  den  Ruin
Zehntausender Bäuerinnen und Bauern bedeuten würde. Doch wie andere
rechte und rechtspopulistische Bewegungen zeigen, wird der Verweis auf die
innere Unvernunft solcher Vorschläge, auf ihren aberwitzigen und zutiefst
irrationalen  Charakter  nicht  verhindern,  dass  Kleinbürger:innen  solchen
Rattenfänger:innen auf den Leim gehen.

Und die Arbeiter:innenklasse?
Ein entscheidender Grund, warum die gesamte Krise des Agrarsektors von
bürgerlichen  Kräften  bestimmt  und  als  deren  einzige  scheinradikale
Alternative rechte bis faschistische Gruppierungen auf den Plan treten, liegt
darin, dass die Arbeiter:innenbewegung selbst über keine programmatische



und politische Antwort verfügt.  Sie kann so auch nicht als eigenständige
Kraft in Erscheinung treten, zumal sie auch bei den Kämpfen der letzten
Jahre über rein ökonomische Forderungen kaum hinauskam.

Natürlich sollten sämtliche Subventionsstreichungen unmittelbar rückgängig
gemacht werden. Aber das löst die grundlegenden Probleme überhaupt nicht.
Eine Überwindung der Krise des Agrarsektors und eine Neustrukturierung
im Interesse der Versorgung und ökologischer Notwendigkeiten setzt voraus,
die Eigentumsfrage anzugehen. Das schließt die Enteignung von Grund und
Boden sowie der Agrarindustrie und der Handelskonzerne ein.

Auf dieser Basis könnte die Produktion unter Einbeziehung von Ausschüssen
der Bauern und Bäuerinnen und Landarbeiter:innen gemäß der Bedürfnisse
der  Masse  der  Konsument:innen  und  ökologischer  Nachhaltigkeit
reorganisiert werden – und zwar nicht nur auf nationaler, sondern auch auf
internationaler  Ebene.  Dies  müsste  natürlich  nicht  nur  die  Frage
einschließen, welche Landwirtschaftsprodukte wie produziert, sondern auch,
wie die Maschinen und Transportsysteme entwickelt werden sollen.

Um  die  Preise  für  Agrarprodukte  zu  regul ieren,  braucht  es
Preiskontrollkomitees,  die  ländliche  Produzent:innen  und  städtische
Konsument:innen  direkt  verbinden.  Damit  höhere  Agrarpreise  nicht  auf
Kosten  der  Lohnabhängigen  gehen,  müssen  Löhne  und  Einkommen
automatisch  an  diese  Preissteigerungen  angepasst  werden.

Die Arbeiter:innenklasse kann und muss den bäuerlichen Produzent:innen
zwar  einen  Plan  für  eine  vernünftige  Reorganisation  der  Landwirtschaft
anbieten,  sie  kann  und  muss  sie  gegen  den  Druck  der  Agrarkonzerne
verteidigen,  aber  sie  kann ihnen nicht  die  Beibehaltung des  bäuerlichen
„unabhängigen“ Betriebs versprechen. Dieser ist selbst auf dem Boden des
aktuellen  Kapitalismus  längst  zu  einer  Fiktion  geraten.  Die  Lösung  des
Problems besteht nicht in der Rückkehr zu einem „goldenen“ Zeitalter der
bäuerlichen  Wirtschaft,  das  es  ohnehin  nie  gab,  sondern  in  der
gemeinwirtschaftlichen,  demokratisch  geplanten  Produktion  auch  in  der
Landwirtschaft. Dabei können Genoss:innenschaften als Übergangsform vom
individuellen Privat- zum Gemeineigentum nützlich sein. Sie sollten daher



von der Arbeiter:innenklasse unterstützt werden.

Ein solches Programm würde zwar sicher nicht alle Landwirt:innen, also eine
ganze (klein-)bürgerliche Schicht gewinnen. Es wäre aber geeignet, einen
Keil zwischen Bäuerinnen-/Bauernschaft und das Agrarkapital zu treiben und
zwischen reaktionären und fortschrittlichen Teilen der Landbevölkerung.


